
Das Wichtigste zum  

Jahreswechsel 2012/2013 
 

 
 

Steuerliche Gesetzesinitiativen der Bundesregierung 
 

 Vorgesehene Änderungen durch das „Jahressteuerge-
setz 2013“ 

 Reform der Unternehmensbesteuerung und des Reise-
kostenrechts 

 Minijobgrenze wird – mit Übergangsregelungen – auf 
450 € angehoben 

 Die Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Be-
rufshaftung „GmbB“ 

 Entlastungen für Kleinstkapitalgesellschaften auf den 
Weg gebracht 

 Familienpflegezeit startete am 1.1.2012 

 

 

Für alle Steuerpflichtigen 
 

 Regelung der steuerlichen Behandlung von verbilligten 
Mietverhältnissen (an Angehörige) 

 Nachweis der Zwangsläufigkeit von Aufwendungen im 
Krankheitsfall 

 Regelung beim Kindergeld/-freibetrag durch den Weg-
fall der Einkünftegrenze bei volljährigen Kindern 

 Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge auch für 
Kinder als Sonderausgabe absetzbar 

 Keine Anwendung der 1-%-Regelung bei Fahrten zwi-
schen Wohnung und regelmäßiger Arbeitsstätte 

 Mindestanforderungen für ordnungsgemäßes Fahrten-
buch  

 Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte: Länge-
rer Arbeitsweg kann günstiger sein 

 Regelmäßige Arbeitsstätte bei mehreren Tätigkeitsstät-
ten 

 Eigener Hausstand bei doppelter Haushaltsführung 
auch bei kostenfreier Überlassung 

 Bundesfinanzhof konkretisiert den Werbungskostenab-
zug bei Teilnahme an „Auslandsgruppenreisen“ 

 Behandlung der Instandhaltungsrücklage bei Woh-
nungseigentum für die Erbschaft- und Schenkungsteu-
er 

 Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz nach Auffas-
sung des Bundesfinanzhofs teilweise verfassungswidrig 

 Renten auf dem Steuerprüfstand 

 

Für Gewerbetreibende / Freiberufler 

 
 Steueranmeldungen rechtzeitig abgeben! 

 Geringere Anforderungen an elektronisch übermittelte 
Rechnung 

 Investitionsabzugsbetrag und Sonder-Afa für 
Photovoltaikanlagen bei  
eigenem Stromverbrauch 

 „Verbindliche Bestellung“ zur Geltendmachung des In-
vestitionsabzugsbetrags nicht zwingend – Bedeutung 
für Betreiber von Photovoltaikanlagen 

 Gewinnerzielungsabsicht eines Freiberuflers 

 Scheinselbstständigkeit spielt bei Betriebsprüfungen 
eine nennenswerte Rolle 

 Rechtzeitige Dokumentation unternehmerischer Nut-
zung bei gemischt genutzten Gebäuden erforderlich 

 Strenge Anforderung an die Nachweispflicht von Auf-
wendungen bei Bewirtungen in einer Gaststätte 

 Aufwendungen für Luxussportwagen nur in begrenztem 
Umfang als Betriebsausgaben abzugsfähig 

 Abzug von nachträglichen Schuldzinsen bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung möglich 

 Arbeitgeber darf Smartphones und Software steuerfrei 
zur Nutzung überlassen 

 Grenze bei der Berechnung der Umsatzsteuer nach 
vereinnahmten Entgelten dauerhaft auf 500.000 € an-
gehoben 

 Umsatzsteuer bei Verkäufen über „Onlineshop“  

 Innergemeinschaftliche Lieferungen: Qualifizierte Ab-
frage der USt-Identifikationsnummer nicht vergessen! 

 Betriebsfortführungsfiktion bei Betriebsverpachtung und 
-unterbrechung 

 Wegfall des Betriebsausgabenabzugs der Gewerbe-
steuer infrage gestellt  

 
 

 

 

 

 

Für die GmbH und deren Geschäftsführer 

Bürstadt                                           Stockstadt
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 Private Kfz-Nutzung durch den Gesellschafter-
Geschäftsführer 

 Abziehbarkeit von Nachzahlungszinsen und Steuer-
pflicht von Erstattungszinsen bei Kapitalgesellschaften 

 Sonn- und Feiertagszuschläge eines Gesellschafter-
Geschäftsführers als verdeckte Gewinnausschüttung 

 

 

Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 2012 
  

 Ab 1.1.2013 müssen Unternehmer Steueranmeldungen 
mit Zertifikat übermitteln  

 Einführung der elektronischen Lohnsteuerkarte 

 Die elektronische Bilanz (E-Bilanz) – eine Herausforde-
rung   

  Geringwertige Wirtschaftsgüter 

 Sonderabschreibung für kleine und mittlere Unterneh-
men 

 Investitionsabzugsbetrag in Anspruch nehmen - wenn 
sinnvoll 

 Investitionsabzugsbetrag auch für einen betrieblichen 
Pkw 

 Geschenke an Geschäftsfreunde 

 Geschenke an Arbeitnehmer 

 Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung 

 Jahressteuerbescheinigung für Kapitalerträge weiter 
beantragen 

 Termin Abgeltungsteuer: Bis 15.12.2012 ggf. Verlust-
bescheinigung bei der Bank beantragen 

 Dauerhafte Aufbewahrung von Unterlagen zu den Ein-
künften aus Kapitalvermögen 

 Wegfall der getrennten Veranlagung und der besonde-
ren Veranlagung bei Ehegatten ab 2013 

 Aufbewahrungsfristen 

 Bitte alle Steuerbescheide zur Prüfung einreichen

 

 

 

Besten Dank für das uns im Jahr 2012 entgegengebrachte Vertrauen,  

frohe Weihnachten und ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr! 
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Steuerliche Gesetzesinitiativen der Bundesregierung 
 

 

Vorgesehene Änderungen durch das  

„Jahressteuergesetz 2013“ 
 

Mit dem „Jahressteuergesetz 2013“, das am 

25.10.2012 vom Bundestag verabschiedet wurde, 

beabsichtigt der Gesetzgeber diverse Anpassungen 

an Recht und Rechtsprechung der EU – insbesondere 

an die EU-Amtshilferichtlinie. Dazu sind u. a. fol-

gende Änderungen vorgesehen: 

 

 Die 1-%-Regelung benachteiligt nach Auffassung 

der Bundesregierung Elektro- und Hybrid-

elektrofahrzeuge, weil deren Listenpreis derzeit 

höher ist als der von Kraftfahrzeugen mit Ver-

brennungsmotor. Hier kommt eine ermäßigte Lis-

tenpreisregelung zum Tragen, die auch auf Autos 

mit Brennstoffzellenantrieb ausgedehnt wird.  

 Arbeitnehmer können auf Antrag die Geltungs-

dauer von Freibeträgen künftig auf zwei Kalen-

derjahre verlängern. 

 Im Interesse des Bürokratieabbaus werden die 

Aufbewahrungsfristen zunächst ab 2013 auf 8 

und in einem weiteren Schritt ab 2015 auf 7 Jahre 

verkürzt und vereinheitlicht.  

 Für die den freiwilligen Wehrdienst und freiwil-

lige Wehrübungen Leistenden werden zukünftig 

nur noch die Gehaltsbestandteile „Wehrsold“ 

sowie „Dienstgeld“ steuerfrei gestellt. Die weite-

ren Bezüge, z. B. Wehrdienstzuschlag, besondere 

Zuwendungen sowie unentgeltliche Unterkunft 

und Verpflegung, unterfallen der Steuerpflicht. 

Bezüge von Reservisten werden von der Steuer 

ausgenommen. 

 Der Sonderausgabenabzug wird auch für Bei-

träge eines Basiskranken- bzw. Pflegeversiche-

rungsschutzes an ein Versicherungsunternehmen 

außerhalb der EU oder der Vertragsstaaten des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-

raum gelten.  

 Eine Neuregelung soll dafür sorgen, dass der 

Anwendungsbereich des Pflegepauschbetrages 

in Höhe von 924 € auf die häusliche Pflege im 

gesamten EU-/EWR-Ausland – also unabhängig 

vom Ort der Pflege – ausgeweitet wird.  

 Eine neu eingeführte Lohnsteuer-Nachschau – 

ein besonderes Verfahren zur zeitnahen Aufklä-

rung steuerlicher Sachverhalte – soll die ord-

nungsgemäße Abführung der Lohnsteuer sicher-

stellen.  

 Die geplante Freistellung von Bildungsleistun-

gen von der Umsatzsteuer wird wegen des erheb-

lichen Aufwands im praktischen Vollzug zurück-

genommen. 

 

Anmerkung: Über die einzelnen Neuregelungen 

werden wir Sie bei Vorliegen des Gesetzes und da-

mit verbundener verlässlicher Informationen auf dem 

Laufenden halten. 

 

 

Reform der Unternehmensbesteuerung und 

des Reisekostenrechts 
 

Das „Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der 

Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Rei-

sekostenrechts“, das am 26.10.2012 vom Bundestag 

verabschiedet wurde, soll u. a. Arbeitgeber und Ar-

beitnehmer bei der Abrechnung von Reisekosten ent-

lasten.  Zu den wichtigsten Punkten wird wie folgt 

Stellung genommen. 

 

Unternehmensbesteuerung: Die Planungen sehen 

vor, den Höchstbetrag beim Verlustrücktrag von 

derzeit 511.500 € (bei zusammen veranlagten Ehe-

gatten 1.023 000 €) auf 1 Mio. € (bzw. 2 Mio. €) an-

zuheben.  

 

Reisekostenrecht: Das steuerliche Reisekostenrecht 

soll grundlegend vereinfacht und vereinheitlicht 

werden. Dazu will der Gesetzgeber bei den Pauscha-

len für Verpflegungsmehraufwendungen die Min-

destabwesenheitszeiten verändern und statt der bis-

herigen dreistufigen Staffelung eine zweistufige Staf-

felung der Pauschalen (im Inland 12 € und 24 €, 

Wegfall der niedrigsten Pauschale von 6 Euro) ein-

führen. 

 

Im Bereich der Fahrtkosten bei Fahrten zur sog. re-

gelmäßigen Arbeitsstätte soll gesetzlich festgelegt 

werden, dass es höchstens noch eine solche Tätig-

keitsstätte je Dienstverhältnis gibt, deren Bestim-

mung durch den Arbeitgeber oder anhand von 

„quantitativen Elementen“ erfolgt. 

 

Weitere Vereinfachungen sind im Bereich der 

Unterkunftskosten bei der sog. doppelten Haushalts-

führung sowie der vom Arbeitgeber zur Verfügung 

gestellten Verpflegung geplant. 

 

Inkrafttreten: Die Änderungen des Reisekosten-

rechts sollen zum 1.1.2014, die zum Verlustrücktrag 

mit Verkündung des Gesetzes in Kraft treten.  
 
 
 
 

 

Minijobgrenze wird – mit Übergangsrege-

lungen – auf 450 € angehoben 

 

Neue Minijobs: Minijobber sollen ab dem 1.1.2013 

mehr verdienen können. Dafür wird die Geringfü-

gigkeitsgrenze von 400 € auf 450 € angehoben.  
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Begleitend wird für Neubeschäftigungen ab dem 

1.1.2013 eine grundsätzliche Rentenversicherungs-

pflicht eingeführt, die der sozialen Absicherung von 

Minijobbern dienen soll. Minijobber haben demnach 

den pauschalen Rentenversicherungsbeitrag des Ar-

beitgebers von 15 % bis zum allgemeinen Beitrags-

satz der gesetzlichen Rentenversicherung von im 

Jahr 2013 voraussichtlich 18,9 % (zzt. 19,6 %) zu 

ergänzen. Ist dies nicht gewünscht, kann sich der ge-

ringfügig Beschäftigte von der Rentenversicherungs-

pflicht befreien lassen.  

 

Bestehende Minijobs: Bei bestehenden Arbeitsver-

hältnissen – Beginn vor dem 1.1.2013 – ändert sich 

nichts. Bei Entgelterhöhungen über 400 € für beste-

hende Minijobs kommt die Neuregelung zum Tra-

gen, bei der automatisch Rentenversicherungspflicht 

eintritt, mit der Möglichkeit sich davon befreien zu 

können. 

 

Jobs zwischen 400 € und 450 €: Arbeitnehmer, die 

am 31.12.2012 bereits in einer bestehenden Beschäf-

tigung kranken-, pflege- und arbeitslosenversiche-

rungspflichtig sind und ein monatliches Arbeitsent-

gelt zwischen 401 und 450 € erzielen, bleiben in die-

ser Beschäftigung längstens bis zum 31.12.2014 

versicherungspflichtig zu diesen Versicherungs-

zweigen; es sei denn, das Arbeitsentgelt fällt unter 

400 €. Arbeitnehmer können allerdings die Über-

gangsregelung abwählen und sich von der Versiche-

rungspflicht befreien lassen. 

 

Wird ein Befreiungsantrag bis zum 1.4.2013 bei der 

Krankenkasse gestellt, wirkt dieser rückwirkend zum 

1.1.2013. Der Befreiungsantrag für die Arbeitslo-

senversicherung muss bei der Bundesagentur für Ar-

beit beantragt werden. Ein später gestellter Be-

freiungsantrag soll mit Beginn des auf den Antrags-

monat folgenden Kalendermonats wirken. 

 

Gleitzonenregelung: Auch die Grenzen für Gleitzo-

nenbeschäftigte von 400 € bis 800 € werden auf 451 

€ bis 850 € angepasst. Besondere Übergangsfristen 

wurden geschaffen für vor dem 1.1.2013 bestehende 

Beschäftigungsverhältnisse mit Entgelten zwischen 

401 € und 450 € bzw. mit Entgelten zwischen 801 € 

und 850 €. 

 

 

 

 

 

Die Partnerschaftsgesellschaft mit  

beschränkter Berufshaftung „GmbB“ 
 

Das Bundeskabinett hat einen Gesetzentwurf zur Einfüh-

rung einer Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Be-

rufshaftung – als Alternative zur britischen Limited 

Liability Partnership (LLP) – vorgelegt und beschlossen. 

Das neue Gesetz macht die Partnerschaftsgesellschaft mit 

beschränkter Berufshaftung möglich. Diese 

Rechtsformvariante vereint steuerliche Transparenz 

mit einer Haftungsbeschränkung, wenn es zu berufli-

chen Fehlern kommt. Damit passt die neue Gesell-

schaftsform besonders zu Kanzleien und anderen 

freiberuflichen Zusammenschlüssen, in denen die 

Partner hoch spezialisiert in Teams zusammenarbei-

ten. 

 

Voraussetzung für die Haftungsbeschränkung ist, 

dass die Vertragspartner eine Haftpflichtversiche-

rung abschließen. Diese Haftpflichtversicherung 

dient dem Schutz des Vertragspartners. Durch die 

Bezeichnung „mit beschränkter Berufshaftung“ ist 

auf die Haftungsbeschränkung aufmerksam zu ma-

chen. Mit einem Inkrafttreten kann Anfang 2013 ge-

rechnet werden. 

 

Der Gesetzentwurf sieht neben der herkömmlichen 

Partnerschaftsgesellschaft mit Haftungskonzentration 

auf den Handelnden auch die Möglichkeit einer 

Partnerschaftsgesellschaft mit beschränkter Berufs-

haftung vor. Damit wird die Haftung für berufliche 

Fehler auf das Gesellschaftsvermögen beschränkt, 

die Haftung für andere Schulden wie Mieten und 

Löhne bleibt bestehen. Im Gegenzug wird ein ange-

messener, berufsrechtlich geregelter Versicherungs-

schutz eingeführt und die Partnerschaft wird einen 

entsprechenden Namenszusatz z. B. „mbB“ führen, 

der auch in das Partnerschaftsregister einzutragen ist.  

 

Entlastungen für 

Kleinstkapitalgesellschaften auf den Weg 

gebracht 
 

Kleinstbetriebe, die in der Rechtsform einer Kapital-

gesellschaft oder einer Personenhandelsgesellschaft 

ohne voll haftende natürliche Personen (z. B. GmbH 

& Co KG) organisiert sind, unterliegen derzeit um-

fangreichen Vorgaben für die Rechnungslegung.  

 

Durch die sog. Micro-Richtlinie sollen nunmehr die-

se Vorgaben maßvoll abgeschwächt werden, ohne 

die berechtigten Informationsinteressen etwa von 

Gläubigern oder Gesellschaftern zurückzustellen.  
 

 Kleinstunternehmen können auf die Erstellung 

eines Anhangs zur Bilanz vollständig verzichten, 

wenn sie bestimmte Angaben (unter anderem zu 

Haftungsverhältnissen) unter der Bilanz auswei-

sen. 

 Kleinstkapitalgesellschaften können künftig wäh-

len, ob sie die Offenlegungspflicht durch Veröf-

fentlichung (Bekanntmachung der Rechnungsle-

gungsunterlagen) oder durch Hinterlegung der 

Bilanz erfüllen. Zur Sicherung eines einheitlichen 

Verfahrens erfolgt die elektronische Einreichung 

der Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzei-

gers auch für die Hinterlegung. Im Fall der Hin-

terlegung können Dritte auf Antrag (kostenpflich-

tig) eine Kopie der Bilanz erhalten.  
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Von der Micro-Richtlinie werden alle 

Kleinstkapitalgesellschaften erfasst, die an zwei auf-

einanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der drei 

nachfolgenden Merkmale nicht überschreiten: Um-

satzerlöse bis 700.000 €, Bilanzsumme bis 350.000 

€ sowie durchschnittliche Zahl beschäftigter Arbeit-

nehmer bis 10.  

 

Die Neuregelung soll für alle Geschäftsjahre, deren 

Abschlussstichtag nach dem 30.12.2012 liegt – also 

bereits für das Geschäftsjahr 2012 – gelten. 

 

 

Familienpflegezeit startete am 1.1.2012 
Die Familienpflegezeit sieht vor, dass Beschäftigte 

ihre Arbeitszeit über einen Zeitraum von maximal 2 

Jahren auf bis zu 15 Stunden wöchentlich reduzieren 

können, wenn sie einen Angehörigen pflegen. Wird 

zum Beispiel die Arbeitszeit in der Pflegephase auf 

50 % reduziert, erhalten die Beschäftigten weiterhin 

75 % des letzten Bruttoeinkommens. Zum Ausgleich 

müssen sie später wieder voll arbeiten, bekommen in 

diesem Fall aber weiterhin nur 75 % des Gehalts – so 

lange, bis das Zeitkonto wieder ausgeglichen ist. 

 

Um gerade für kleinere und mittlere Unternehmen 

die Risiken einer Berufs- und Erwerbsunfähigkeit zu 

minimieren, muss jeder Beschäftigte, der die Fami-

lienpflegezeit in Anspruch nimmt, zu diesem Zeit-

punkt eine Versicherung abschließen.  

 

In der Praxis orientiert sich die Familienpflegezeit 

am Modell der Altersteilzeit. Das bedeutet: Arbeit-

geber und Arbeitnehmer schließen eine Vereinba-

rung zur Familienpflegezeit ab. Der Arbeitgeber be-

antragt dann eine Refinanzierung.  
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Für alle Steuerpflichtigen 
 

 

Regelung der steuerlichen Behandlung von 

verbilligten Mietverhältnissen (an Angehöri-

ge) 
 

Wird eine Wohnung zu einem verbilligten Mietpreis 

– etwa an Angehörige – vermietet, kann der Vermie-

ter alle Aufwendungen im Zusammenhang mit der 

Wohnung – unter weiteren Voraussetzungen – in 

voller Höhe als Werbungskosten bei den Einkünften 

aus Vermietung und Verpachtung absetzen. Voraus-

setzung hierfür war bis 2004, dass die vereinbarte 

Miete mindestens 56 % (vorher 50 %) der ortsübli-

chen Miete betrug. 

 

Bereits 2003 hatte der Bundesfinanzhof jedoch ent-

schieden, dass der volle Werbungskostenabzug „oh-

ne weitere Prüfungen“ nur dann möglich ist, wenn 

die vereinbarte Miete mindestens 75 % der Markt-

miete beträgt. Bei einer Miete zwischen 56 und 75 % 

müsse ermittelt werden, ob über einen Zeitraum von 

30 Jahren aus der verbilligten Vermietung insgesamt 

ein Totalüberschuss erzielt werden kann.  

 

Das Steuervereinfachungsgesetz 2011 führte – ab 

dem 1.1.2012 – eine Änderung herbei, die die verbil-

ligte Vermietung einer Wohnung bereits dann als 

„vollentgeltlich“ ansieht, wenn die Miete mindestens 
2
/3 der ortsüblichen Miete beträgt. Danach berechtigt 

eine über diesen Betrag hinausgehende Miete zum 

vollen Werbungskostenabzug der entsprechenden 

Aufwendungen. Liegen die monatlichen Mietein-

nahmen unter der 
2
/3-Grenze, führt das zu einer 

zwangsweisen anteiligen Kürzung der abzugsfähigen 

Werbungskosten. 

 

Anmerkung: Prüfen Sie in regelmäßigen Abstän-

den, dass die vereinbarte Miete angepasst wird, da-

mit der volle Werbungskostenabzug erhalten bleibt.  

 

Nachweis der Zwangsläufigkeit  

von Aufwendungen im Krankheitsfall 
Die Einkommensteuer wird auf Antrag ermäßigt, 

wenn einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere 

Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der 

Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhältnisse, 

gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen Fami-

lienstands erwachsen (sog. außergewöhnliche Belas-

tung).  

 

Hierzu können auch Aufwendungen im Krankheits-

fall gehören. Bestimmte Krankheitskosten, bei denen 

die medizinische Notwendigkeit nicht offensichtlich 

ist, dürfen allerdings nur noch berücksichtigt werden, 

wenn der Steuerpflichtige ihre Zwangsläufigkeit im 

Vorfeld – z. B. durch ein amtsärztliches Gutachten – 

nachweist.  

 

Eine entsprechende gesetzliche Regelung hat der 

Gesetzgeber durch das Steuervereinfachungsgesetz 

2011 eingeführt. Er hat damit auf die Änderung einer 

langjährigen Rechtsprechung reagiert.  

 

Der Bundesfinanzhof hatte 2010 dem seit jeher ver-

langten formellen Nachweis mangels einer gesetzli-

chen Grundlage eine Absage erteilt. Er hat jetzt je-

doch mit Urteil vom 19.4.2012 entschieden, dass die 

vom Gesetzgeber eingeführten formellen Anforde-

rungen an den Nachweis bestimmter Krankheitskos-

ten (für deren Anerkennung als außergewöhnliche 

Belastung) verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-

den sind. Auch der Umstand, dass die neuen Nach-

weisregelungen rückwirkend in allen noch offenen 

Fällen anzuwenden sind, ist verfassungsrechtlich un-

bedenklich; darin liegt nach seiner Auffassung keine 

unzulässige Rückwirkung. 

 

Anmerkung: Es wird also nach wie vor notwendig 

sein, entsprechende Belege zu sammeln, um die er-

forderlichen Nachweise zu erbringen. 

 

Regelung beim Kindergeld/-freibetrag durch 

den Wegfall der Einkünftegrenze bei volljäh-

rigen Kindern 
Nach der Rechtslage bis 31.12.2011 werden die 

steuerlichen Freibeträge für Kinder bzw. das Kin-

dergeld nur gewährt, wenn volljährige Kinder nicht 

über eigene Einkünfte und Bezüge, die zur Bestrei-

tung des Unterhalts oder der Berufsausbildung be-

stimmt oder geeignet sind, von mehr als 8.004 € ver-

fügen. Diese Einkünfte- und Bezügegrenze ist seit 

dem 1.1.2012 entfallen. 

 

Ab dem 1.1.2012 bleibt jedoch eine Erwerbstätig-

keit nur noch bis zum Abschluss der ersten Be-

rufsausbildung eines Kindes außer Betracht.  

 

Der Besuch einer allgemein bildenden Schule gilt 

dabei nicht bereits als erstmalige Berufsausbildung. 

Es wird typisierend davon ausgegangen, dass eine 

Ausbildung in der Regel mit einer Prüfung abge-

schlossen wird. Volljährige Kinder, die für einen Be-

ruf ausgebildet werden und das 25.  Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben, werden daher bis zum Ab-

schluss einer erstmaligen berufsqualifizierenden 

Ausbildungsmaßnahme ohne weitere Voraussetzun-

gen berücksichtigt. 

 

Nach Abschluss einer erstmaligen Berufsausbildung 

wird widerlegbar vermutet, dass das Kind in der La-

ge ist, sich selbst zu unterhalten, und wird somit 

auch beim Kindergeld und Kinderfreibetrag nicht 

mehr berücksichtigt. Die Vermutung gilt durch den 

Nachweis als widerlegt, dass das Kind sich in einer 

weiteren Berufsausbildung befindet und tatsächlich 
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keiner (schädlichen) Erwerbstätigkeit nachgeht, die 

Zeit und Arbeitskraft des Kindes überwiegend in 

Anspruch nimmt. Eine Erwerbstätigkeit gilt dann als 

unschädlich, wenn die regelmäßige wöchentliche 

Arbeitszeit 20 Stunden unterschreitet oder ein ge-

ringfügiges Beschäftigungsverhältnis bzw. ein sog. 

Ein-Euro-Job vorliegt. 

 

Begünstigt sind auch Ausbildungsgänge (z. B. Be-

such von Abendschulen, Fernstudium), die neben ei-

ner (Vollzeit-)Erwerbstätigkeit ohne eine vorherge-

hende Berufsausbildung durchgeführt werden. Durch 

eine Begünstigung dieser Fälle wird auch dem sozi-

alpolitischen Aspekt Rechnung getragen, dass insbe-

sondere Kinder aus Familien mit geringem Einkom-

men hiervon erfasst werden. 

 

Befindet sich ein volljähriges Kind in einer Über-

gangszeit oder kann eine Berufsausbildung mangels 

Ausbildungsplatzes nicht begonnen oder fortgesetzt 

werden, wird das Kind nach Abschluss einer Berufs-

ausbildung ebenfalls nur dann steuerlich berücksich-

tigt, wenn es nicht überwiegend erwerbstätig ist. Die 

Regelungen zur Berücksichtigung von behinderten 

Kindern bleiben unverändert. 

 

 

Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 

auch für Kinder als Sonderausgabe absetz-

bar 
 

Mit der Einführung des Bürgerentlastungsgesetzes, 

das sich bereits seit 2010 auswirkt, können Beiträge 

zur Kranken- und Pflegeversicherung, die einer 

Grund- bzw. Basisabsicherung dienen, steuerlich 

besser berücksichtigt werden.  

 

Was manche jedoch übersehen: Auch die Basis-

beiträge der Kinder können steuerlich als Son-

derausgaben geltend gemacht werden. Dies gilt in 

allen Fällen, in denen die Eltern einen Anspruch auf 

Kindergeld oder den Kinderfreibetrag haben und un-

terhaltspflichtig sind. Vor allem Eltern, deren Kinder 

sich in der Ausbildung befinden und meist selbst 

Versicherungsnehmer sind, profitieren hiervon. 

Wenn die Eltern die Kinder finanziell unterstützen, 

werden die Versicherungsbeiträge wie Kosten der 

Eltern behandelt.  

 

Für den Sonderausgabenabzug bei den Eltern genügt 

es, wenn diese ihrer Unterhaltsverpflichtung nach-

kommen. Dabei kommt es grundsätzlich nicht darauf 

an, ob die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversiche-

rung des Kindes tatsächlich von den Eltern gezahlt 

oder erstattet werden. Die Gewährung von Sachun-

terhalt (wie Unterhalt und Verpflegung) ist ausrei-

chend. Die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversi-

cherung dürfen aber nur einmal berücksichtigt wer-

den, entweder bei den Eltern, den Kindern oder auf 

beide – nach nachvollziehbaren Kriterien – verteilt. 

 

 

Keine Anwendung der 1-%-Regelung bei 

Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßi-

ger Arbeitsstätte 
 

Mit Urteil vom 6.10.2011 kam der Bundesfinanzhof 

(BFH) zu dem Entschluss, dass die 1-%-Regelung 

nicht anwendbar ist, wenn der Arbeitnehmer ein 

betriebliches Fahrzeug – lediglich für betriebliche 

Zwecke sowie für die Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeitsstätte – nutzt. 

 

Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unent-

geltlich oder verbilligt einen Dienstwagen auch zur 

privaten Nutzung, führt dies nach der ständigen 

Rechtsprechung des BFH zu einem steuerbaren Nut-

zungsvorteil des Arbeitnehmers, der als Arbeitslohn 

zu erfassen ist. Der Vorteil ist entweder anhand des 

Fahrtenbuchs oder, wenn ein Fahrtenbuch nicht ge-

führt wird, nach der 1-%-Regelung zu bewerten.  

 

Im Streitfall standen einem Autoverkäufer Firmen-

wagen für Probe- und Vorführfahrten zur Verfügung. 

Darüber hinaus durfte er diese Wagen auch für die 

Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nut-

zen. Ein Fahrtenbuch führte der Steuerpflichtige 

nicht. Das Finanzamt ging deshalb davon aus, dass 

die 1-%-Regelung anzuwenden sei.  

 

Der BFH kam in seinem Urteil jedoch zu dem Fazit, 

dass die Nutzung eines Fahrzeugs für die Fahrten 

zwischen Wohnung und Arbeitsstätte keine pri-

vate Nutzung darstellt, denn der Gesetzgeber hat 

diese Fahrten der Erwerbssphäre zugeordnet.  

 

 

Mindestanforderungen für ordnungs-

gemäßes Fahrtenbuch  
 

Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss insbeson-

dere Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten auswei-

sen. Diesen Anforderungen wurden nach einem Ur-

teil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 1.3.2012 nicht 

entsprochen, wenn als Fahrtziele jeweils nur Stra-

ßennamen angegeben sind, auch wenn diese Anga-

ben anhand nachträglich erstellter Auflistungen prä-

zisiert werden. 

 

Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH ihrem Ge-

sellschafter-Geschäftsführer F einen Dienstwagen 

überlassen. Sie begehrte im Rahmen der von ihr als 

Arbeitgeberin durchzuführenden Lohnsteueranmel-

dung, den für die Dienstwagenüberlassung anzuset-

zenden geldwerten Vorteil nicht mit der 1-%-

Regelung, sondern auf Grundlage von Fahrtenbü-

chern zu versteuern. Die Fahrtenbücher wiesen aller-

dings neben dem jeweiligen Datum zumeist nur 

Ortsangaben auf (z. B. „F – A-Straße – F“, „F – B-

Straße – F“), gelegentlich auch die Namen von Kun-
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den oder Angaben zum Zweck der Fahrt (z. B. „F – 

Tanken – F“), außerdem den Kilometerstand nach 

Beendigung der Fahrt und die jeweils gefahrenen 

Tageskilometer. Diese Angaben ergänzte die GmbH 

nachträglich durch eine Auflistung, die sie auf 

Grundlage eines von F handschriftlich geführten Ta-

geskalenders erstellt hatte. Diese Auflistung enthielt 

Datum, Standort und Kilometerstand des Fahrzeugs 

zu Beginn der Fahrt, sowie den Grund und das Ziel 

der Fahrt.  

 

Während das Finanzamt das Fahrtenbuch als nicht 

ordnungsgemäß beurteilte, war die dagegen vor dem 

Finanzgericht erhobene Klage erfolgreich. Das Fi-

nanzgericht hielt das Fahrtenbuch für ordnungsge-

mäß. Die Kombination aus handschriftlich in einem 

geschlossenen Buch eingetragenen Daten und der 

zusätzlichen, per Computerdatei erstellten erläutern-

den Auflistung reichte nach seiner Auffassung noch 

aus, um den anzusetzenden geldwerten Vorteil indi-

viduell zu berechnen. 

 

Die dagegen gerichtete Revision des Finanzamts 

beim BFH war erfolgreich. Er verwarf das Fahrten-

buch als nicht ordnungsgemäß, weil die Fahrten da-

rin nicht vollständig aufgezeichnet sind. Eine voll-

ständige Aufzeichnung verlangt grundsätzlich 

Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt jeder ein-

zelnen Fahrt im Fahrtenbuch selbst. Dem genüg-

ten die Angaben im Streitfall nicht, da sich aus ihnen 

weder die Zieladresse noch der konkret besuchte 

Kunde ergaben. Bei dieser Art der Aufzeichnung 

waren weder Vollständigkeit noch Richtigkeit der 

Eintragungen gewährleistet. Angesichts dessen 

konnte es auch nicht ausreichen, die fehlenden 

Angaben durch eine erst nachträglich erstellte 

Auflistung nachzuholen. 

 

 

Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstät-

te: Längerer Arbeitsweg kann günstiger sein 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) konkretisierte mit zwei 

Urteilen vom 16.11.2011, unter welchen Vorausset-

zungen die Entfernungspauschale für einen längeren 

als den kürzesten Weg zwischen Wohnung und Ar-

beitsstätte in Anspruch genommen werden kann. 

Grundsätzlich kann die Entfernungspauschale 

nur für die kürzeste Entfernung beansprucht 

werden. Etwas anderes gilt aber, wenn eine ande-

re Verbindung „offensichtlich verkehrsgünstiger“ 

ist und vom Arbeitnehmer regelmäßig benutzt 

wird.  

 

In seinen Entscheidungen stellt der BFH nunmehr 

fest, dass eine Mindestzeitersparnis von 20 Minuten 

nicht stets erforderlich ist. Vielmehr sind alle Um-

stände des Einzelfalls, wie z. B. die Streckenführung, 

die Schaltung von Ampeln o. Ä. in die Beurteilung 

einzubeziehen. Eine Straßenverbindung kann auch 

dann „offensichtlich verkehrsgünstiger“ sein, wenn 

bei ihrer Benutzung nur eine geringe Zeitersparnis zu 

erwarten ist.  

 

Anmerkung: Der BFH stellt zudem klar, dass nur 

die tatsächlich benutzte Straßenverbindung in Be-

tracht kommt. Eine bloß mögliche, aber vom Steuer-

pflichtigen nicht benutzte Straßenverbindung kann 

der Berechnung der Entfernungspauschale nicht zu-

grunde gelegt werden. 

 

 

Regelmäßige Arbeitsstätte bei  

mehreren Tätigkeitsstätten 
 

1. Arbeitnehmer: Der Bundesfinanzhof (BFH) hat 

in seinen Urteilen vom 9.6.2011 zur regelmäßigen 

Arbeitsstätte bei mehreren Tätigkeitsstätten ent-

schieden, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als 

eine regelmäßige Arbeitsstätte je Arbeitsverhält-

nis innehaben kann (Rechtsprechungsänderung). 

In Fällen, in denen bisher mehrere regelmäßige Ar-

beitsstätten angenommen wurden, ist die Entfer-

nungspauschale nunmehr nur für Fahrten zwischen 

Wohnung und einer regelmäßigen Arbeitsstätte an-

zusetzen. Für die übrigen Fahrten können Wer-

bungskosten nach den Grundsätzen einer Aus-

wärtstätigkeit geltend gemacht werden. 

 

Die Finanzverwaltung geht von einer regelmäßigen 

Arbeitsstätte aus, wenn der Arbeitnehmer aufgrund 

der dienstrechtlichen/arbeitsvertraglichen Festlegun-

gen einer betrieblichen Einrichtung des Arbeitgebers 

dauerhaft zugeordnet ist oder in einer betrieblichen 

Einrichtung des Arbeitgebers 
 

 arbeitstäglich, 

 je Arbeitswoche einen vollen Arbeitstag oder 

 mindestens 20 % seiner vereinbarten regelmäßi-

gen Arbeitszeit tätig werden soll. 
 

Wird im Einzelfall hiervon abweichend geltend ge-

macht, dass eine andere betriebliche Einrichtung des 

Arbeitgebers eine regelmäßige Arbeitsstätte ist oder 

keine regelmäßige Arbeitsstätte vorliegt, muss das 

anhand des inhaltlichen (qualitativen) Schwerpunk-

tes der beruflichen Tätigkeit nachgewiesen oder 

glaubhaft gemacht werden. 

 

Anmerkung: Mit dem „Gesetz zur Änderung und 

Vereinfachung der Unternehmensbesteuerung und 

des steuerlichen Reisekostenrechts“ will der Gesetz-

geber im Bereich der Fahrtkosten bei Fahrten zur 

sog. regelmäßigen Arbeitsstätte gesetzlich festlegen, 

dass es höchstens noch eine Tätigkeitsstätte je 

Dienstverhältnis gibt, deren Bestimmung durch den 

Arbeitgeber oder anhand von „quantitativen Elemen-

ten“ (neuer Begriff: „erste Tätigkeitsstätte“), statt der 

vom Bundesfinanzhof verwendeten „qualitativen 

Elemente“ erfolgt.  
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2. Selbstständige: Das Finanzgericht Baden-

Württemberg (FG) hat mit Urteil vom 27.10.2011 

entschieden, dass auch ein Selbstständiger nur eine 

Betriebsstätte haben kann. Entsprechend ließ es die 

Aufwendungen für Fahrten zu verschiedenen Tätig-

keitsstätten als unbeschränkt abzugsfähige Reisekos-

ten zum steuerlichen Ansatz zu. 

 

In seiner Begründung bezieht sich das FG auf das o. 

g. Urteil des BFH, in dem er entschieden habe, dass 

Arbeitnehmer nur eine Arbeitsstätte haben können. 

Das trifft nach Auffassung des FG auch auf selbst-

ständig Tätige zu. Verfassungsrechtlich sei eine 

Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und übrigen 

Steuerpflichtigen geboten. 

 

Anmerkung: Das Finanzgericht ließ in seinem Ur-

teil die Revision zu, die das Finanzamt zwischenzeit-

lich eingelegt hat. 

 

Eigener Hausstand bei doppelter  

Haushaltsführung auch bei kostenfreier 

Überlassung 

 

Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeit-

nehmer wegen einer aus beruflichem Anlass begrün-

deten doppelten Haushaltsführung entstehen, sind 

Werbungskosten. Eine doppelte Haushaltsführung 

liegt vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Or-

tes, in dem er einen „eigenen Hausstand“ unterhält, 

beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort 

wohnt. Dies gilt grundsätzlich auch für einen allein-

stehenden Arbeitnehmer.  

 

Hausstand im Sinne des Einkommensteuergesetzes 

ist der Haushalt, den der Arbeitnehmer am Lebens-

mittelpunkt führt, also sein Erst- oder Haupthaushalt. 

Bei einem alleinstehenden Arbeitnehmer ist ent-

scheidend, dass er sich in dem Haushalt, im Wesent-

lichen nur unterbrochen durch die arbeits- und ur-

laubsbedingte Abwesenheit, aufhält; denn allein das 

Vorhalten einer Wohnung für gelegentliche Besuche 

oder für Ferienaufenthalte ist noch nicht als Unter-

halten eines Hausstands zu bewerten. Ebenfalls wird 

ein eigener Hausstand nicht unterhalten, wenn der 

Arbeitnehmer die Haushaltsführung nicht zumindest 

mitbestimmt, sondern nur in einen fremden Haushalt 

– etwa in den der Eltern oder als Gast – eingegliedert 

ist. Dann liegt keine eigene Haushaltsführung vor. 

 

Insbesondere dann, wenn dem Arbeitnehmer die 

Wohnung – z. B. durch die Eltern – unentgeltlich 

überlassen wird, muss das Finanzamt prüfen, ob der 

Arbeitnehmer einen eigenen Hausstand unterhält 

oder in einen fremden eingegliedert ist. Zwischen 

dem Unterhalten eines eigenen Haushalts und der 

Frage, wer die Kosten dafür trägt, ist zu unterschei-

den. Es ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 

in seinem Urteil vom 28.3.2012 deshalb nicht aus-

geschlossen, dass ein alleinstehender Steuer-

pflichtiger auch dann einen eigenen Haushalt un-

terhält, wenn nicht er selbst, sondern Dritte für 

diese Kosten aufkommen.   

 

 

Bundesfinanzhof konkretisiert den Wer-

bungskostenabzug bei Teilnahme  

an „Auslandsgruppenreisen“ 
 

Aufwendungen für der beruflichen Fortbildung die-

nenden Reisen sind als Werbungskosten abziehbar, 

wenn sie beruflich veranlasst sind. Nach der früheren 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) setzte 

der Abzug von Reisekosten als Werbungskosten vo-

raus, dass die Reise ausschließlich oder nahezu aus-

schließlich der beruflichen Sphäre zuzuordnen ist.  

  

Nach dem Beschluss des Großen Senats des BFH 

steht einer Aufteilung von gemischt veranlassten, 

aber anhand ihrer beruflichen und privaten Anteile 

trennbaren Reisekosten nichts entgegen. Sind beruf-

liche und private Veranlassungsbeiträge einer Reise 

jeweils nicht von untergeordneter Bedeutung, kommt 

ein Abzug der auf den beruflich veranlassten Anteil 

entfallenden Aufwendungen in Betracht. 

 

Bei „Auslandsgruppenreisen“ ist neben einer fachli-

chen Organisation daher für eine berufliche Veran-

lassung vor allem maßgebend, dass das Programm 

auf die besonderen beruflichen Bedürfnisse der Teil-

nehmer zugeschnitten und der Teilnehmerkreis im 

Wesentlichen gleichartig (homogen) ist. Von Bedeu-

tung ist auch, ob die Teilnahme freiwillig ist oder ob 

der Steuerpflichtige einer Dienstpflicht nachkommt. 

Kann die berufliche Veranlassung einer Reise nicht 

festgestellt werden, so gehen Zweifel zulasten des 

Steuerpflichtigen.  

 

Wird eine Reise durch einen Fachverband ange-

boten und beworben, dann jedoch im Wesentli-

chen durch einen kommerziellen Reiseveranstal-

ter durchgeführt, so wird ein Werbungskosten-

abzug regelmäßig ausscheiden, wenn die Reise 

nach Programm und Ablauf einer allgemeinbil-

denden Studienreise entspricht.  
 
 

 

Behandlung der Instandhaltungsrücklage 

bei Wohnungseigentum für die Erbschaft- 

und Schenkungsteuer 
 

Der Bundesfinanzhof hatte bereits mit Urteil vom 

9.10.1991 entschieden, dass das gleichzeitig mit ei-

ner Eigentumswohnung erworbene Guthaben aus ei-

ner Instandhaltungsrücklage nicht in die 

grunderwerbsteuerliche Gegenleistung einzubezie-

hen ist. Nach seiner Auffassung stellt das Guthaben 

nach dem WEG eine mit einer Geldforderung ver-

gleichbare Vermögensposition dar, die nicht unter 

den Grundstücksbegriff des Grunderwerbsteuerge-
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setzes fällt. Diese Grundsätze sind nach einer Verfü-

gung der Oberfinanzdirektion Frankfurt auch auf die 

Erbschaft-/Schenkungsteuer zu übertragen.  

 

Die Instandhaltungsrücklage ist demnach neben dem 

Wohnungseigentum als gesonderte Kapitalforderung 

zu erfassen. Daher ist in den Fällen, in denen Woh-

nungs- oder Teileigentum übertragen wird, die Höhe 

der Instandhaltungsrücklage zu ermitteln. Sofern die-

se Rücklage mehreren Personen zusteht, ist eine ge-

sonderte Feststellung durchzuführen.  

 

 

Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz 

nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 

teilweise verfassungswidrig 
Mit Beschluss vom 27.9.2012 legt der Bundesfi-

nanzhof (BFH) dem Bundesverfassungsgericht die 

Frage vor, ob das Erbschaft- und 

Schenkungsteuergesetz (ErbStG) in der im Jahr 2009 

geltenden Fassung wegen Verstoßes gegen den all-

gemeinen Gleichheitssatz verfassungswidrig ist. 

 

Der BFH teilt zwar nicht die Ansicht des klagenden 

Erben, dass die beschränkte Gleichstellung von Per-

sonen der Steuerklasse II (u. a. Geschwister, Neffen 

und Nichten) mit Personen der Steuerklasse III 

(fremde Dritte) verfassungswidrig ist. Er ist jedoch 

der Auffassung, dass Teile des ErbStG deshalb ge-

gen den allgemeinen Gleichheitssatz verstoßen, weil 

die darin vorgesehenen Steuervergünstigungen in 

wesentlichen Teilbereichen von großer finanzieller 

Tragweite über das verfassungsrechtlich gerechtfer-

tigte Maß hinausgingen. Im Einzelnen stützt er seine 

Vorlage auf folgende Gesichtspunkte: 

 

 Die weitgehende oder vollständige steuerliche 

Verschonung des Erwerbs von Betriebsvermö-

gen, land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 

und Anteilen an Kapitalgesellschaften oder An-

teilen daran stellt eine nicht durch ausreichende 

Gemeinwohlgründe gerechtfertigte und damit 

verfassungswidrige Überprivilegierung dar.  

 Das ErbStG ermöglicht es Steuerpflichtigen, 

durch rechtliche Gestaltungen nicht betriebsnot-

wendiges Vermögen, das den Begünstigungs-

zweck nicht erfüllt, in unbegrenzter Höhe ohne 

oder mit nur geringer Steuerbelastung zu erwer-

ben.  

 Die zusätzlich zu den Freibeträgen anwendbaren 

Steuervergünstigungen zusammen mit zahlrei-

chen anderen Verschonungen führen dazu, dass 

die Steuerbefreiung die Regel und die tatsächli-

che Besteuerung die Ausnahme sind.  

 

Die Verfassungsverstöße führten – so der BFH – 

teils für sich allein, teils in ihrer Kumulation, zu ei-

ner durchgehenden, das gesamte Gesetz erfassenden 

verfassungswidrigen Fehlbesteuerung, durch die die-

jenigen Steuerpflichtigen, die die Vergünstigungen 

nicht beanspruchen könnten, in ihrem Recht auf eine 

gleichmäßige, der Leistungsfähigkeit entsprechende 

und folgerichtige Besteuerung verletzt würden. 

 

Anmerkung: Was ist hier zu tun? Eine konkrete 

Empfehlung ist nach derzeitigem Stand nicht ohne 

Weiteres und pauschal möglich. Es stellt sich die 

Frage, inwieweit das Bundesverfassungsgericht den 

Überlegungen des Bundesfinanzhofs folgt. Geht man 

davon aus, besteht für betroffene Steuerpflichtige un-

ter Umständen erheblicher Handlungs- und entspre-

chender qualifizierter Beratungsbedarf. Entspre-

chende Steuerbescheide sollten ggf. in Absprache 

mit uns offengehalten werden. Auch sollten Sie bei 

Bedarf ein Vorziehen von Betriebsvermögensüber-

tragungen mit uns besprechen. 

 

 

Renten auf dem Steuerprüfstand 
 

Seit 2009 teilen die Rentenversicherungsträger den 

Finanzämtern die Höhe der Renten mit den Renten-

bezugsmitteilungen mit. Die Finanzämter überprüfen 

derzeit die Einkünfte von Rentnern, die bislang keine 

Steuererklärungen abgegeben haben und somit steu-

erlich noch nicht geführt wurden.  

 

Die große Mehrheit der Rentner wird allerdings kei-

ne Steuern zahlen müssen, da in vielen Fällen das zu 

versteuernde Einkommen unter dem steuerlichen 

Grundfreibetrag von derzeit 8.004 € für Ledige und 

16.008 € für Ehepaare liegt. Wer z. B. nur eine Ren-

te aus der gesetzlichen Rentenversicherung – also ei-

ne Erwerbsminderungsrente, Altersrente, Witwen- 

oder Witwerrente – bezieht und keine weiteren Ein-

künfte hat, muss im Regelfall auch künftig keine 

Steuern zahlen. Kommen jedoch zur gesetzlichen 

Rente zusätzliche Einkünfte wie Betriebsrenten, 

Renten aus privaten Versicherungsverträgen 

oder Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

etc. hinzu, ist es sinnvoll, eine Steuererklärung 

abzugeben.  

 

Mit der Neuregelung der Rentenbesteuerung im Jahr 

2005 steigt der steuerpflichtige Teil der Rente für je-

den neuen Jahrgang derzeit jährlich um 2 %-Punkte. 

Im Jahr 2005 waren für einen Neurentner nur 50 %-

Punkte der Rente steuerpflichtig, im Jahr 2012 sind 

es schon 64 %-Punkte.  

Auch Rentenanpassungen sind insoweit i. d. R. voll 

steuerpflichtig. 

 

Beispiel: Ein Alleinstehender, der seit dem Jahr 

2005 nur eine gesetzliche Rente bezieht, die den Be-

trag von ca. 1.550 € pro Monat (ca. 18.600 € jähr-

lich) nicht übersteigt, zahlt auch künftig keine Steu-

ern, da seine Rente nur mit einem Anteil von 50 % 

der Besteuerung unterliegt und noch Kranken- und 

Pflegeversicherung als Sonderausgaben abgezogen 

werden. Für einen Neurentner ab 2011 liegt der An-



 11 

teil der gesetzlichen Rente, der versteuert werden 

muss, bei 62 %. Damit sind für Rentner, die erstmals 

im Jahr 2011 Rente bezogen haben und keine weite-

ren steuerpflichtigen Einkünfte erzielen, nur 

ca. 1.300 € monatlich (ca. 15.600 € jährlich) ein-

kommensteuerfrei. Bei Ehegatten verdoppeln sich 

die Beträge. 



 12 

Für Gewerbetreibende / Freiberufler 
 

 

Steueranmeldungen rechtzeitig abgeben! 
 

Härtere Zeiten drohen Unternehmern, die ihre re-

gelmäßigen Steueranmeldungen, etwa bei der Um-

satz- oder Lohnsteuer, nicht rechtzeitig abgeben. 

Nach einer neuen Verwaltungsrichtlinie für die 

Finanzämter sollen solche verspäteten Erklärun-

gen sogleich an die Strafsachenstelle geleitet wer-

den.  

 

Damit droht für viele Steuerpflichtige eine erhebli-

che Eskalation des Steuerverfahrens. Zwar stellte 

auch bisher eine verzögerte Abgabe einer Steuerer-

klärung nach allgemeiner Meinung eine „Steuerhin-

terziehung auf Zeit“ dar. Dies gilt unverändert aber 

nur, wenn der Steuerpflichtige vorsätzlich die Zah-

lung durch Abgabe der Steuererklärung nach Ablauf 

der Frist verzögert.  

 

In vielen Fällen beruht aber die Verspätung auf an-

deren Gründen, wie Krankheit, fehlenden Unterlagen 

oder schlichtweg Vergesslichkeit. In diesem Sinne 

verzichtete eine frühere Version der genannten An-

weisung ausdrücklich auf die automatische Einschal-

tung der Straf- und Bußgeldstelle, sofern Steueran-

meldungen im Finanzamt nicht rechtzeitig eingingen.  

 

 

Geringere Anforderungen an elektronisch 

übermittelte Rechnung 
 

Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 wurden 

mit Rückwirkung ab dem 1.7.2011 die bis dahin gel-

tenden sehr hohen Anforderungen an die elektroni-

sche Übermittlung von Rechnungen reduziert und so 

Bürokratiekosten der Wirtschaft in Milliardenhöhe 

abgebaut.  

 

Unter einer elektronischen Rechnung versteht die Fi-

nanzverwaltung eine Rechnung, die in einem elekt-

ronischen Format ausgestellt und empfangen wird. 

Hierunter fallen Rechnungen, die per E-Mail ggf. mit 

PDF- oder Textdateianhang, per Computer-Telefax 

oder Fax-Server, per Web-Download oder im Wege 

des Datenträgeraustauschs (EDI) übermittelt werden. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass eine 

Signatur nicht mehr vorgeschrieben ist, diese 

gleichwohl aber verwendet werden kann. 

 

Elektronische Rechnungen werden nunmehr umsatz-

steuerlich für den Vorsteuerabzug anerkannt, wenn 

die Echtheit der Herkunft der Rechnung, die Unver-

sehrtheit ihres Inhalts und die Lesbarkeit der Rech-

nung gewährleistet sind und die Rechnung alle ge-

setzlich erforderlichen Angaben enthält. Die Echt-

heit der Herkunft einer Rechnung ist nur dann 

gewährleistet, wenn die Identität des Rechnungs-

ausstellers sichergestellt werden kann. Die Un-

versehrtheit des Inhalts einer Rechnung ist ge-

währleistet, wenn die nach dem Umsatzsteuerge-

setz erforderlichen Pflichtangaben während der 

Übermittlung der Rechnung nicht geändert wor-

den sind. 

 

Verwendet der Unternehmer keine qualifizierte 

elektronische Signatur oder das EDI-Verfahren, ist 

durch ein innerbetriebliches Kontrollverfahren, das 

einen verlässlichen Prüfpfad zwischen Rechnung und 

Leistung schafft, sicherzustellen, dass die Echtheit 

der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts so-

wie die Lesbarkeit der Rechnung gewährleistet sind. 

Wie das geschehen soll, schreibt die Finanzverwal-

tung nicht vor. In der Praxis wird sie sicherlich kri-

tisch prüfen und eine Art „Beweisführung“ verlan-

gen. 

 

 

Investitionsabzugsbetrag und Sonder-Afa 

für Photovoltaikanlagen bei eigenem Strom-

verbrauch 

 

Für die (geplante) Anschaffung einer 

Photovoltaikanlage kann der Investitionsabzugsbe-

trag und nach Anschaffung/Herstellung die Sonder-

abschreibung in Anspruch genommen werden, wenn 

die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen. 

 

Die Finanzverwaltung gewährte den Investitionsab-

zugsbetrag und Sonderabschreibung regelmäßig 

nicht, wenn eine private Nutzung von mehr als 10 % 

im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und im 

Folgejahr vorlag.  

 

Die Oberfinanzdirektion Niedersachsen macht nun-

mehr – bei Photovoltaikanlagen – eine Kehrtwende. 

In einem Schreiben vom 26.3.2012 heißt es: „Eine 

Verwendung des durch die Photovoltaikanlage 

produzierten Stroms zu mehr als 10 % für priva-

te Zwecke spricht nicht gegen die Inanspruch-

nahme eines Investitionsabzugsbetrages. Auf die 

spätere Sachentnahme des produzierten Wirtschafts-

guts ‚Strom‘ kommt es bei der Beurteilung der be-

trieblichen Nutzung des produzierten Wirtschafts-

guts ‚Photovoltaikanlage‘ nicht an.“  

 
 
 

„Verbindliche Bestellung“ zur Geltendma-

chung des Investitionsabzugsbetrags nicht 

zwingend – Bedeutung für Betreiber von 

Photovoltaikanlagen 
 

Kleine und mittelgroße Unternehmen können – unter 

weiteren Voraussetzungen – eine Investitionsförde-
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rung erhalten. Diese besteht darin, dass der Betriebs-

inhaber bereits vor der tatsächlichen Durchführung 

der Investition einen Abzugsbetrag bis zu 40 % der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten steuerlich 

geltend machen kann. Hierdurch ergibt sich eine 

frühzeitige steuerliche Entlastung, die die Finanzie-

rung der Investition erleichtern soll.  

 

Nach dem Gesetzeswortlaut ist jeweils erforderlich, 

dass der Steuerpflichtige die Investition „voraus-

sichtlich“ tätigt. Dies ist bei Betrieben, deren Grün-

dung noch nicht abgeschlossen ist, nur schwer über-

prüfbar. Daher hatte der Bundesfinanzhof (BFH) zur 

früheren „Ansparabschreibung“ entschieden, dass 

die Geltendmachung derselben in solchen Fällen ei-

ne verbindliche Bestellung der wesentlichen Be-

triebsgrundlagen voraussetze. Die Finanzverwaltung 

wollte diese Rechtsprechung auch auf den heute gel-

tenden Investitionsabzugsbetrag übertragen. 

 

Dem ist der BFH nunmehr mit Urteil vom 20.6.2012 

entgegengetreten. Zwar ist bei noch in Gründung be-

findlichen Betrieben eine strenge Prüfung der Inves-

titionsabsicht erforderlich. Der Steuerpflichtige hat 

im Anwendungsbereich des Investitionsabzugsbetra-

ges jedoch die Möglichkeit, diese Voraussetzung 

auch durch andere Indizien als ausschließlich die 

Vorlage einer verbindlichen Bestellung nachzuwei-

sen.  

 

Anmerkung: Im entschiedenen Fall lag bereits ein 

Kostenvoranschlag aus dem Streitjahr vor. Die Ent-

scheidung ist von besonderer Bedeutung für Betrei-

ber von Photovoltaikanlagen. Diese können die In-

vestitionsförderung beanspruchen, wenn sie die An-

lage am 31.12. des Vorjahres zwar noch nicht ver-

bindlich bestellt hatten, die spätere Durchführung 

der Investition aber aus anderen Gründen bereits ab-

sehbar war. 

 

 

Gewinnerzielungsabsicht eines Freiberuflers 
 

Zu den Einkünften aus selbstständiger Arbeit gehört 

u. a. die selbstständige Berufstätigkeit von Rechts-

anwälten. Negative Einkünfte – also Verluste – aus 

selbstständiger Arbeit werden nicht anerkannt, wenn 

das Merkmal der Gewinnerzielungsabsicht fehlt. Bei 

Einkünften aus einem freien Beruf werden an das 

Merkmal der Gewinnerzielungsabsicht keine gerin-

geren Anforderungen gestellt als bei gewerblichen 

Einkünften.  

 

Bei einer Anwaltskanzlei spricht der Beweis des ers-

ten Anscheins dafür, dass der Anwalt seine Kanzlei 

in der Absicht betreibt, Gewinne zu erzielen. Für ei-

ne Ausübung der Rechtsanwaltstätigkeit aus privaten 

Motiven spricht allerdings der Umstand, dass der 

Anwalt auf diese Weise Kosten, die ohnehin vorhan-

den und an sich der privaten Lebensführung zuzu-

rechnen sind, einem steuerlich relevanten Bereich 

zuordnen und dort zum Abzug bringen kann. Kosten 

der Lebensführung sind insbesondere die Aufwen-

dungen für die Anmietung der Wohnung, für den 

Pkw, für Telefon und Internet.  

 

Gegen eine Gewinnerzielungsabsicht spricht ins-

besondere, wenn es trotz ständiger und nachhal-

tiger Verluste unterlassen wird, Maßnahmen zur 

Herstellung und Steigerung der Rentabilität der 

Kanzlei zu ergreifen. 

 

 

Scheinselbstständigkeit spielt bei Betriebs-

prüfungen eine nennenswerte Rolle 
Das Phänomen der Scheinselbstständigkeit spielt im 

Rahmen der Prüfungen und Ermittlungen der Fi-

nanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung 

weiterhin eine nennenswerte Rolle. Scheinselbst-

ständigkeit beschreibt „die Tätigkeit einer Person, 

die zwar formal selbstständig ist, tatsächlich aber 

vom vermeintlichen Auftraggeber wie ein Arbeit-

nehmer beschäftigt wird“. Sie unterfällt als Delikt-

form dem Strafgesetzbuch (Vorenthalten und 

Veruntreuen von Arbeitsentgelt).  

Scheinselbstständigkeit ist vornehmlich in den Bran-

chen Baugewerbe (einschließlich Baunebengewer-

be), Spedition, Transport und Logistik sowie Garten- 

und Landschaftsbau anzutreffen. Darüber hinaus 

kommt Scheinselbstständigkeit tendenziell auch in 

verschiedenen Bereichen des Handwerks, bei Call-

center sowie in der Branche Sicherheitsdienstleis-

tungen vor. Auch in anderen, nicht explizit genann-

ten Branchen könnten sich – je nach Fallgestaltung – 

im Rahmen von Prüfungen und Ermittlungen An-

haltspunkte für eine Scheinselbstständigkeit ergeben. 

Sofern bei den Beteiligten Zweifel bestehen, ob 

eine selbstständige Tätigkeit oder eine abhängige 

Beschäftigung vorliegt, können sowohl der Auf-

traggeber als auch der Auftragnehmer den An-

trag auf Klärung des sozialversicherungsrechtli-

chen Status stellen. Die Clearingstelle der Deut-

schen Rentenversicherung Bund bestimmt dann den 

Status des Erwerbstätigen nach einer Gesamtwürdi-

gung aller Umstände des Einzelfalls.  

Die zuständigen Krankenkassen haben seit 2005 

zwingend eine Statusfeststellung herbeizuführen, 

wenn sich aus der Anmeldung eines Beschäftigten 

ergibt, dass dieser Angehöriger des Arbeitgebers 

oder geschäftsführender Gesellschafter einer GmbH 

ist. 

 

 

Rechtzeitige Dokumentation unternehmeri-

scher Nutzung bei gemischt genutzten Ge-

bäuden erforderlich 

Die Vorsteuer aus den Baukosten für ein ge-

mischt genutztes Gebäude kann nur dann abge-

zogen werden, wenn der Bauherr zeitnah ent-

schieden und dokumentiert hat, in welchem Um-
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fang das Gebäude unternehmerisch genutzt wer-

den soll.  

 

Maßgeblich ist die gesetzliche Abgabefrist für die 

Umsatzsteuer-Erklärung (31.5. des Folgejahres). Ei-

ne danach getroffene oder dokumentierte Entschei-

dung kann nach dem Urteil des Bundesfinanzhofs 

(BFH) vom 7.7.2011 nicht mehr berücksichtigt wer-

den.  

 

Im entschiedenen Fall errichtete ein unternehmerisch 

tätiger Steuerpflichtiger von Sommer 2007 bis Janu-

ar 2008 ein Einfamilienhaus, das er auch teilweise 

für sein Unternehmen nutzte. In seinen Umsatzsteu-

er-Voranmeldungen für das dritte und vierte Quartal 

2007 und das erste Quartal 2008 machte er keine 

Vorsteuern aus den Baukosten geltend. Erst am 

5.6.2008 reichte er bei dem Finanzamt berichtigte 

Umsatzsteuer-Voranmeldungen ein. 

 

Der BFH bestätigte zunächst die Grundsätze, wo-

nach die beim Leistungsbezug zu treffende Zuord-

nungsentscheidung spätestens im Rahmen der Jah-

ressteuererklärung zu dokumentieren ist. Das gilt 

auch für den – in der Praxis bedeutsamen – Vorgang 

einer sich u. U. über mehrere Jahre erstreckenden 

Gebäudeherstellung. Im entschiedenen Fall wurde 

die Zuordnung des Gebäudes zum Unternehmens-

vermögen aber erst nach Ablauf der Dokumentati-

onsfrist vorgenommen. 

 

 

Strenge Anforderung an die Nachweispflicht 

von Aufwendungen bei Bewirtungen in einer 

Gaststätte 
Bei Betriebsprüfungen befinden sich Bewirtungs-

rechnungen stets im Visier der Finanzverwaltung. 

Damit Aufwendungen von Kundenbewirtungen 

beim Betriebsausgabenabzug und bei der Umsatz-

steuer berücksichtigt werden, müssen bestimmte Vo-

raussetzungen erfüllt sein. Seit dem 1.1.2004 können 

Steuerpflichtige nur 70 % der Bewirtungskosten als 

Betriebsausgaben ansetzen. Die Vorsteuer kann je-

doch zu 100 % geltend gemacht werden. 

 

Zum Nachweis der Höhe und der betrieblichen 

Veranlassung der Aufwendungen hat der Steuer-

pflichtige schriftlich die folgenden Angaben zu 

machen: Ort, Tag, Teilnehmer und Anlass der 

Bewirtung sowie Höhe der Aufwendungen. Hat 

die Bewirtung in einer Gaststätte stattgefunden, 

so genügen Angaben zu dem Anlass und den 

Teilnehmern der Bewirtung; die Rechnung über 

die Bewirtung ist beizufügen. 

 

Ausdrücklich betont der Bundesfinanzhof in seinem 

Urteil vom 18.4.2012 noch einmal, dass die über 

Bewirtungen in einer Gaststätte ausgestellten Rech-

nungen den Namen des bewirtenden Steuerpflichti-

gen enthalten muss, sofern es sich nicht um eine 

Kleinbetragsrechnung handelt. Außerdem verlangt 

das Gesetz zwingend die Beifügung der Rechnung 

über die Bewirtung. Das Beifügen der Rechnung 

ist daher materiell-rechtliche Voraussetzung für 

den Betriebsausgabenabzug! 

 

 

Aufwendungen für Luxussportwagen nur in 

begrenztem Umfang als Betriebsausgaben 

abzugsfähig 
 

Wenn es um die Frage geht, in welcher Höhe Pkw-

Aufwendungen unangemessen und daher nicht als 

Betriebsausgaben abziehbar sind, kommt es nicht al-

lein auf die absolute Höhe der entstandenen Kosten 

an. Bei der Prüfung der Angemessenheit ist darauf 

abzustellen, ob ein ordentlicher und gewissenhafter 

Unternehmer angesichts der erwarteten Vorteile und 

Kosten die Aufwendungen ebenfalls auf sich ge-

nommen hätte.  

 

Die Unangemessenheit von Aufwendungen für einen 

Pkw ergibt sich nicht bereits aus dem Umstand, dass 

es sich um einen besonders teuren repräsentativen 

Wagen handelt. Vielmehr kann die Höhe der Auf-

wendungen nur im Rahmen der im Einzelfall zu 

würdigenden Tatsachen wie Größe des Unter-

nehmens, Bedeutung des Repräsentationsauf-

wands für den Geschäftserfolg und Umfang und 

Häufigkeit der privaten Pkw-Nutzung usw. eine 

Rolle spielen. Schließlich ist auch von Bedeutung, 

in welchem Maße die Anschaffung eines Pkw die 

private Lebenssphäre des Steuerpflichtigen be-

rührt.  

 

Ein Fahrzeug, das für den Unternehmer durchgehend 

horrend hohe Kosten verursacht, ist weder geeignet 

noch dazu bestimmt, den Betrieb zu fördern. Zwar 

ist der Unternehmer grundsätzlich frei in seiner Ent-

scheidung, welche und wie viele Fahrzeuge er für be-

triebliche Zwecke anschafft. Allerdings obliegt es 

ihm auch, darzulegen und glaubhaft zu machen, dass 

es betriebliche und eben keine privaten Gründe wa-

ren, das Fahrzeug zu erwerben. 

 

Als Betriebsausgaben zu berücksichtigen sind ledig-

lich die Kosten in angemessener Höhe. Zur Ermitt-

lung noch angemessener Betriebskosten eines Pkw 

hat das Finanzgericht Nürnberg im entschiedenen 

Fall die Kosten für aufwendigere Modelle gängiger 

Marken der Oberklasse (BMW und Mercedes-Benz) 

zum Vergleich herangezogen. 

 

 

Abzug von nachträglichen Schuldzinsen bei 

den Einkünften aus Vermietung und Ver-

pachtung möglich 
 

Schuldzinsen für ein Darlehen, das ursprünglich zur 

Finanzierung von Anschaffungskosten einer zur 
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Vermietung bestimmten Immobilie aufgenommen 

wurde, können nach einer Entscheidung des Bundes-

finanzhofs (BFH) vom 20.6.2012 grundsätzlich auch 

dann noch als nachträgliche Werbungskosten bei den 

Einkünften aus Vermietung und Verpachtung abge-

zogen werden, wenn das Gebäude veräußert wird, 

der Veräußerungserlös aber nicht ausreicht, um die 

Darlehensverbindlichkeit zu tilgen. 

 

Im entschiedenen Fall erwarb ein Steuerpflichtiger 

1994 ein Wohngebäude, vermietete dieses und er-

zielte hieraus Einkünfte. Im Jahr 2001 veräußerte er 

das Gebäude mit Verlust. Mit dem Veräußerungser-

lös konnten die bei der Anschaffung des Gebäudes 

aufgenommenen Darlehen nicht vollständig abgelöst 

werden. Dadurch mussten auch im Streitjahr 2004 

noch Schuldzinsen auf die ursprünglich aufgenom-

menen Verbindlichkeiten aufgewendet werden. Das 

Finanzamt erkannte die für 2004 geltend gemachten 

„nachträglichen Schuldzinsen“ nicht als Werbungs-

kosten an.  

Der BFH gab jedoch dem Steuerpflichtigen Recht; 

die geltend gemachten Schuldzinsen seien zu Un-

recht nicht bei der Ermittlung der Einkünfte aus 

Vermietung und Verpachtung berücksichtigt worden.  

Anmerkung: Der BFH hielt damit an seiner bisheri-

gen – restriktiveren – Rechtsprechung zur be-

schränkten Abziehbarkeit nachträglicher Schuldzin-

sen bei den Einkünften aus Vermietung und Ver-

pachtung nicht länger fest. Inwieweit die Finanzver-

waltung das Urteil anwenden wird, steht zzt. nicht 

fest. 

 

 

Arbeitgeber darf Smartphones und Software 

steuerfrei zur Nutzung überlassen 
 

Die private Nutzung von Computersoftware des Ar-

beitgebers wird für die Arbeitnehmer steuerfrei ge-

stellt. Dies gilt auch, wenn der Arbeitgeber seinen 

Arbeitnehmern Smartphones oder Tablets überlässt.  

 

Der Bundestag beschloss am 29.2.2012 eine entspre-

chende Gesetzesänderung – rückwirkend zum 

1.1.2000. Die Begründung für die Steuerfreiheit liegt 

bei der notwendigen Steuervereinfachung. Daneben 

gehe es auch darum, die Schaffung von Heimarbeits-

plätzen zu erleichtern.  

 

Anmerkung: Hier ergeben sich Gestaltungsmög-

lichkeiten für Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Bei 

Übereignung gibt es die Möglichkeit der Pauschal-

besteuerung. 

 

 

Grenze bei der Berechnung der Umsatz-

steuer nach vereinnahmten Entgelten dau-

erhaft auf 500.000 € angehoben 
 

Die Umsatzsteuer entsteht grundsätzlich mit Ablauf 

des Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistung 

ausgeführt wurde („Soll-Versteuerung“). Auf die 

Bezahlung der Leistung durch den Kunden kommt es 

dabei nicht an.  

 

Unternehmern, deren Gesamtumsatz im vorangegan-

genen Kalenderjahr nicht mehr als 500.000 € betra-

gen hat, haben die Möglichkeit, die Umsatzsteuer 

nach vereinnahmten Entgelten zu berechnen („Ist-

Versteuerung“). Dabei entsteht die Steuer mit Ablauf 

des Voranmeldungszeitraums, in dem das Entgelt für 

die Leistung durch den Unternehmer vereinnahmt 

worden ist, d. h. die Abführung der Steuer an das Fi-

nanzamt muss erst erfolgen, wenn und soweit der 

Kunde gezahlt hat. 

 

Die Umsatzgrenze wurde zum 1.7.2009 bundesein-

heitlich auf den bis dahin nur für die neuen Bundes-

länder geltenden Betrag von 500.000 € angehoben. 

Die Maßnahme war bis zum 31.12.2011 befristet. 

Bei einem Auslaufen der Befristung wäre die maß-

gebliche Umsatzgrenze bundesweit auf 250.000 € 

gesunken. Dadurch wäre den Unternehmen wichtige 

Liquidität entzogen worden. Mit dem Dritten Gesetz 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes wurde die 

Umsatzgrenze von 500.000 € auf Antrag dauerhaft 

fortgeführt.  

 

 

Umsatzsteuer bei Verkäufen über 

„Onlineshop“  
 

Mit Urteil vom 26.4.2012 hat der Bundesfinanzhof 

(BFH) entschieden, dass beim Verkauf einer Viel-

zahl von Gebrauchsgegenständen über mehrere Jahre 

über die Internetplattform „Ebay“ eine nachhaltige, 

unternehmerische und damit umsatzsteuerpflichtige 

Tätigkeit vorliegen kann.  

 

Im entschiedenen Fall veräußerte eine aus einem 

Ehepaar bestehende Gesellschaft bürgerlichen 

Rechts (GbR) über „Ebay“ Gegenstände unterschied-

licher Produktgruppen (u. a. Briefmarken, Puppen, 

Modelleisenbahnen, Kunstgewerbe, Schreibgeräte, 

Porzellan, Software, Fotoartikel, Teppiche) sowie 

Gegenstände, die sich keiner gesonderten Produkt-

gruppe zuordnen ließen. Hieraus erzielte sie im Jahr 

2001 aus 16 Verkäufen ca. 2.200 DM, im Jahr 2002 

aus 356 Verkäufen ca. 25.000 €, im Jahr 2003 aus 

328 Verkäufen ca. 28.000 €, im Jahr 2004 aus 226 

Verkäufen ca. 21.000 € und bis zur Einstellung der 

Tätigkeit im Sommer 2005 aus 287 Verkäufen ca. 

35.000 €. Das Finanzamt behandelte die Verkäufe in 

den Jahren 2003 bis 2005 als nachhaltige und somit 

unternehmerische Tätigkeit.  

  

Die grundsätzliche Frage, ob es sich bei derartigen 

Verkäufen über „Ebay“ um eine unternehmerische 

Tätigkeit handeln kann, bejahte der BFH. Er hat da-
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bei seine Rechtsprechung fortgeführt, wonach die 

Nachhaltigkeit einer Tätigkeit nach dem Gesamtbild 

der Verhältnisse zu beurteilen ist. Inwieweit bei eini-

gen Veräußerungen die Anwendung des ermäßigten 

Steuersatzes in Betracht kommt, muss die Vorinstanz 

noch klären.  

 

 

Innergemeinschaftliche Lieferungen: Quali-

fizierte Abfrage der USt-

Identifikationsnummer nicht vergessen! 
 

Wer die Umsatzsteuerbefreiung für eine innerge-

meinschaftliche Lieferung/Leistung in Anspruch 

nehmen will, muss u. a. nachweisen, dass die Um-

satzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.), die 

vom Abnehmer als Nachweis seiner Unternehmerei-

genschaft vorgelegt wird, im Zeitpunkt der Lieferung 

Gültigkeit hat. Es reicht nicht aus, wenn die USt-

IdNr. im Zeitpunkt des Umsatzes vom Abnehmer le-

diglich beantragt wurde. Zuständig für die Überprü-

fung der USt-IdNr. ist das Bundeszentralamt für 

Steuern. Die Behörde bestätigt auf Anfrage z. B. 

über das Internet unter http://evatr.bff-

online.de/eVatR die Gültigkeit einer USt-IdNr.  

 

Es wird daher dringend empfohlen, die qualifizierte 

Abfrage vor jeder Lieferung bzw. Leistung durchzu-

führen und sich jedes Mal eine Bestätigung auszu-

drucken. Die derzeitige EU-Richtlinie kann von den 

Prüfern teilweise sehr streng ausgelegt werden, so-

dass die Gefahr der Nichtanerkennung der Umsatz-

steuerbefreiung besteht. Während man bei einer ein-

fachen Abfrage lediglich die Mitteilung erhält, ob 

eine USt-IdNr. gültig oder ungültig ist, wird bei der 

qualifizierten Abfrage auch der Name und die An-

schrift der Person bestätigt.  

 

Da ein in betrügerischer Absicht handelnder Leis-

tungsempfänger i. d. R. nicht eine frei erfundene 

USt-IdNr., sondern eine bereits bestehende Nummer 

eines anderen Unternehmens angibt, kann der Leis-

tungserbringer nur mit einer qualifizierten Bestä-

tigungsabfrage nachweisen, dass er die erforder-

liche Sorgfalt erbracht hat, die von einem orden-

tlichen Kaufmann erwartet wird.  

 

Anmerkung: Eine nur bei Beginn der Geschäftsbe-

ziehung erfolgte Abfrage dürfte wohl in keinem Fall 

genügen. Daher sollte diese zumindestens in regel-

mäßigen Abständen wiederholt werden, wenn man 

nicht bereit ist, bei jeder Lieferung oder Leistung ei-

ne qualifizierte Abfrage mit Bestätigungsvermerk 

vorzunehmen. 

 

Betriebsfortführungsfiktion bei Betriebsver-

pachtung und -unterbrechung 

 

Die Regelung durch das Steuervereinfachungsgesetz 

2011 normiert die gesetzlichen Voraussetzungen für 

Fälle einer allmählichen (schleichenden) Betriebs-

aufgabe bei verpachteten und ruhenden Gewerbebe-

trieben eindeutiger. Insbesondere in den Fällen der 

Betriebsverpachtung kam es zu aufwendigen Ver-

waltungsverfahren, wenn der Steuerpflichtige keine 

eindeutige Aufgabeerklärung abgab. Dies wird durch 

die jetzige Regelung entbehrlich. 

 

In das Einkommensteuergesetz wurde dafür eine ge-

setzliche Fiktion eingeführt, nach der bei einer Be-

triebsunterbrechung oder Betriebsverpachtung im 

Ganzen der Betrieb bis zu einer ausdrücklichen Be-

triebsaufgabeerklärung durch den Steuerpflichtigen 

als fortgeführt gilt.  

Die Regelung stellt die Besteuerung stiller Reserven 

bei ruhenden oder verpachteten Betrieben und 

Mitunternehmeranteilen sicher, auch wenn zwi-

schenzeitlich eine Betriebsaufgabe erfolgt ist, diese 

jedoch nicht gegenüber dem Finanzamt erklärt wur-

de. Ohne diese Regelung würden die aufgedeckten 

stillen Reserven bei zu spät erkannter oder erklärter 

Betriebsaufgabe unter Umständen bei eingetretener 

Festsetzungsverjährung nicht mehr besteuert werden 

können.  

Die Betriebsaufgabeerklärung wird nur dann auf 

den vom Steuerpflichtigen gewählten Zeitpunkt 

anerkannt, wenn die Aufgabeerklärung spätes-

tens drei Monate danach dem Finanzamt vor-

liegt. Damit wird sichergestellt, dass der Steuer-

pflichtige die Betriebsaufgabe nicht auf einen 

Zeitpunkt erklären kann, für den bereits die Fest-

setzungsverjährung eingetreten ist.  

 

 

Wegfall des Betriebsausgabenabzugs der 

Gewerbesteuer infrage gestellt  
Seit dem Veranlagungszeitraum 2008 besteht für die 

Gewerbesteuer und die darauf entfallenden Neben-

leistungen ein Betriebsausgabenabzugsverbot. Davor 

konnte die Gewerbesteuer als Betriebsausgabe abge-

zogen werden. 

In seiner Entscheidung vom 29.2.2012 kam das Fi-

nanzgericht Hamburg zu dem Entschluss, dass die 

Nichtabziehbarkeit der Gewerbesteuer bei der Ge-

winnermittlung wohl noch verfassungsgemäß ist. Die 

zugelassene Revision ist nunmehr vor dem Bundes-

finanzhof (BFH) unter dem Az. I R 21/12 anhängig.  

 

Anmerkung: Inwieweit die Revision vor dem BFH 

Erfolg haben wird, kann nicht eingeschätzt werden. 

Betroffene Steuerpflichtige können gegen die Steu-

erbescheide Einspruch einlegen und ein Ruhen des 

Verfahrens beantragen. 
 

Für die GmbH und deren Geschäftsführer 
 

 



Private Kfz-Nutzung durch den Gesellschaf-

ter-Geschäftsführer 
 

Das Bundesfinanzministerium hat sich aufgrund di-

verser Urteile des Bundesfinanzhofs mit der privaten 

Kfz-Nutzung durch den Gesellschafter-

Geschäftsführer auseinandergesetzt und folgende 

Festlegung getroffen. 

 

Nach den Entscheidungen des Bundesfinanzhofs 

vom 23.1.2008 und vom 17.7.2008 ist nur diejenige 

Nutzung eines betrieblichen Kfz durch einen Gesell-

schafter-Geschäftsführer betrieblich veranlasst, wel-

che durch eine fremdübliche Überlassungs- oder 

Nutzungsvereinbarung abgedeckt wird. Die ohne ei-

ne solche Vereinbarung erfolgende oder darüber 

hinausgehende oder einem ausdrücklichen Ver-

bot widersprechende Nutzung führt sowohl bei 

einem beherrschenden als auch bei einem nicht 

beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 

zu einer verdeckten Gewinnausschüttung. 

 

Erfolgt die Überlassung im Rahmen eines Arbeits-

verhältnisses, muss die tatsächliche Durchführung 

der Vereinbarung – insbesondere durch zeitnahe 

Verbuchung des Lohnaufwands und Abführung der 

Lohnsteuer (und ggf. der Sozialversicherungsbeiträ-

ge) – durch die Kapitalgesellschaft nachgewiesen 

sein. Erfolgt die Überlassung nicht im Rahmen des 

Arbeitsverhältnisses, sondern im Rahmen eines ent-

geltlichen Überlassungsvertrags, muss auch hier die 

Durchführung der Vereinbarung – etwa durch die 

zeitnahe Belastung des Verrechnungskontos des Ge-

sellschafter-Geschäftsführers – dokumentiert sein. 

 

Auf der Ebene der Kapitalgesellschaft ist für die 

Bemessung der verdeckten Gewinnausschüttung von 

der erzielbaren Vergütung auszugehen. Danach ist 

die verdeckte Gewinnausschüttung mit dem gemei-

nen Wert der Nutzungsüberlassung zu bemessen und 

ein angemessener Gewinnaufschlag einzubeziehen. 

Aus Vereinfachungsgründen kann es die Finanzbe-

hörde im Einzelfall zulassen, dass die verdeckte Ge-

winnausschüttung für die private Nutzung eines be-

trieblichen Kfz mit 1 % des inländischen Listenprei-

ses im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich Kosten 

für Sonderausstattung einschließlich Umsatzsteuer 

für jeden Kalendermonat bewertet wird. 
 
 

 

Abziehbarkeit von Nachzahlungszinsen und 

Steuerpflicht von Erstattungszinsen bei Ka-

pitalgesellschaften 
 

Nachzahlungs- und Aussetzungszinsen gehören zu 

den nicht abziehbaren Aufwendungen und mindern 

deshalb auch nicht die Bemessungsgrundlage der 

Körperschaftsteuer.  

 

Zinsen auf erstattete Körperschaftsteuerzahlungen 

(sog. Erstattungszinsen) erhöhen das Einkommen der 

Kapitalgesellschaften.  

 

Die geänderte Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

mit Urteil vom 15.6.2010, nach der – für die Rechts-

lage vor Inkrafttreten des Jahressteuergesetzes 2010 

– auf die Festsetzung von Einkommensteuer entfal-

lenden Erstattungszinsen nicht der Einkommensteuer 

unterliegen, ist auf die Einkommensermittlung von 

Kapitalgesellschaften, die über keine außerbetriebli-

che Sphäre verfügen, nicht übertragbar. 

 

Anmerkung: Diese (fragwürdige) Besteuerung von 

Erstattungszinsen wird in der Praxis unterschiedlich 

beurteilt. Eine Klärung soll das Bundesverfassungs-

gericht herbeiführen. Dort ist ein Verfahren unter 

dem Aktenzeichen 2 BvR 1806/12 anhängig. Betrof-

fene Steuerpflichtige sollten Einspruch einlegen und 

das Ruhen des Verfahrens beantragen. 

 

 

Sonn- und Feiertagszuschläge eines Gesell-

schafter-Geschäftsführers als verdeckte 

Gewinnausschüttung 
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören 

auch verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA). Eine 

vGA einer Kapitalgesellschaft ist gegeben, wenn die 

Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter außerhalb 

der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung einen 

Vermögensvorteil zuwendet und diese Zuwendung 

ihren Anlass oder zumindest ihre Mitveranlassung 

im Gesellschaftsverhältnis hat. Das ist der Fall, wenn 

ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer 

diesen Vorteil einem Nichtgesellschafter nicht zuge-

wendet hätte.  

 

Zahlt eine GmbH an ihren Gesellschafter-

Geschäftsführer gesonderte Vergütungen für die Ab-

leistung von Überstunden, liegt aus steuerrechtlicher 

Sicht regelmäßig eine vGA vor. Dies gilt auch dann, 

wenn die zusätzliche Vergütung nur für Arbeiten an 

Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit gezahlt wer-

den soll, da eine solche Regelung die Annahme 

rechtfertigt, dass dem Gesellschafter-Geschäftsführer 

aus im Gesellschaftsverhältnis liegenden Gründen 

die vorgesehene Steuervergünstigung verschafft 

werden soll. 

 

Allerdings kann eine entsprechende Vereinbarung im 

Einzelfall durch überzeugende betriebliche Gründe 

gerechtfertigt sein, die geeignet sind, die Vermutung 

für die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhält-

nis zu entkräften. Dann liegt keine vGA vor.  

 

Eine solche betriebliche Veranlassung kann u. a. 

dann anzunehmen sein, wenn trotz Unüblichkeit 

im allgemeinen Wirtschaftsverkehr mit ver-

gleichbaren gesellschaftsfremden Personen ähnli-

che Vereinbarungen abgeschlossen wurden. 
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Anmerkung: Die Gefahr, dass die Finanzverwaltung 

hier eine vGA unterstellt, ist sehr groß. Bitte lassen 

Sie sich vor der Auszahlung von Überstundenvergü-

tungen beraten! 
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Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 2012 
 

Ab 1.1.2013 müssen Unternehmer Steuer-

anmeldungen mit Zertifikat übermitteln  
 

Bereits jetzt sind Unternehmer und Arbeitgeber ge-

setzlich verpflichtet, ihre Steueranmeldungen elekt-

ronisch an das Finanzamt zu übermitteln. Ab dem 

1.1.2013 müssen Umsatzsteuer-Voranmeldungen 

und Lohnsteueranmeldungen zwingend authenti-

fiziert übermittelt werden. 

 

Von der Verpflichtung zur Übermittlung mit 

Sicherheitszertifikat sind daher auch schon die 

Steuer(vor)anmeldungen für den Dezember 2012 

betroffen, da diese erst nach Ablauf des Monats 

und somit in 2013 zu übermitteln sind. Sollte die 

Registrierung bis dahin nicht erfolgt sein und die 

Steuer(vor)anmeldung aus diesem Grunde erst 

nach der gesetzlichen Abgabefrist dem Finanz-

amt übermittelt werden, so muss der Unterneh-

mer mit der Festsetzung eines Verspätungszu-

schlags rechnen. Dieser kann bis zu 10 % der an-

gemeldeten Steuer betragen. 

 

Das für die authentifizierte Übermittlung erforderli-

che Zertifikat erhalten Unternehmen und Arbeitgeber 

im ELSTER-Online-Portal unter 

www.elsteronline.de/eportal in der Rubrik Registrie-

rung. Damit die Steueranmeldungen auch künftig 

rechtzeitig und richtig an die Finanzverwaltung 

übermittelt werden, empfiehlt es sich, die Registrie-

rung bereits jetzt schon vorzunehmen. Bei der au-

thentifizierten Übermittlung ist die elektronische 

Identität des Datenübermittlers jederzeit feststellbar. 

Bei der Registrierung sollten sich insbesondere Ar-

beitgeber für ein „nicht persönliches Zertifikat“ (Or-

ganisationszertifikat) unter Verwendung der Steuer-

nummer des Unternehmens entscheiden. 

 

 

Einführung der elektronischen  

Lohnsteuerkarte 
 

Der Übergang vom papiergebundenen Verfahren 

zum neuen elektronischen Verfahren ELStAM 

(Elektronische Lohnsteuer-Abzugsmerkmale) ist 

nunmehr für das Jahr 2013 vorgesehen. Er wird 

schrittweise vollzogen. Dadurch soll allen Beteilig-

ten ein reibungsloser Übergang in das neue Verfah-

ren ermöglicht werden.  

 

Die Lohnsteuerkarte 2010 behält bis zur erstmaligen 

Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugs-

merkmale im Jahr 2013 weiter ihre Gültigkeit. Der 

Arbeitgeber muss daher die Lohnsteuerkarte des 

Jahres 2010 bis zur Einführung des elektroni-

schen Verfahrens aufbewahren. Erst nach Einfüh-

rung des elektronischen Verfahrens darf die Lohn-

steuerkarte vernichtet werden.  

 

Flexible Regelung für Arbeitgeber: Arbeitgeber, 

die das elektronische Verfahren nutzen, können die 

von der Finanzverwaltung bereitgestellten elektroni-

schen Lohnsteuer-Abzugsmerkmale ihrer Arbeit-

nehmer, wie z. B. die Steuerklasse und Freibeträge, 

abrufen. Dazu benötigen sie lediglich dessen Identi-

fikationsnummer sowie Geburtsdatum. Der Abruf 

der Daten durch den Arbeitgeber ist freiwillig ab 

1.11.2012 möglich. Ab 1.1.2013 besteht zwar für je-

den Arbeitgeber die Pflicht, das Verfahren zu nut-

zen. Die Finanzverwaltung gewährt jedoch eine Ku-

lanzfrist bis zum 31.12.2013.  

Jeder Arbeitgeber kann in diesem Zeitraum selbst 

entscheiden, wann er mit der Nutzung beginnt oder 

ob er das Verfahren zunächst nur für einen Mitarbei-

ter oder aber gleich für mehrere Arbeitnehmer durch-

laufen lassen möchte. Es muss jedoch mindestens ei-

ne Abrechnung pro Arbeitnehmer in 2013 mit 

ELStAM erfolgen. Als spätester 

Umstiegszeitpunkt muss die Lohnabrechnung 

12/2013 gewählt werden!  

 

Erleichterungen für Arbeitnehmer: Seit dem 

13.9.2012 sind die ELStAM für den Abruf durch die 

Arbeitnehmer auf der Internetseite „www.elster.de” 

freigeschaltet. Im Rahmen des Registrierungsverfah-

rens erhält der Arbeitnehmer eine PIN, die ihm an 

seinen Hauptwohnsitz geschickt wird und durch die 

nur er Einsicht in sämtliche gespeicherten Daten er-

hält. Der Arbeitnehmer muss dem für ihn zuständi-

gen Finanzamt gegenüber nur noch tätig werden, 

wenn sich die persönlichen Verhältnisse in Bezug 

auf die vorhandenen Daten geändert haben.  

 

Bitte beachten Sie! In der Vergangenheit übernahm 

das Finanzamt die Freibeträge aus den Vorjahren au-

tomatisch. Die auf der Lohnsteuerkarte 

2010/Ersatzbescheinigung 2011 bzw. 2012 für den 

Übergangszeitraum eingetragenen Freibeträge und 

antragsgebundenen Kinderzähler (z. B. für Kinder, 

die zu Beginn des Kalenderjahres 2012 oder zu Be-

ginn des Kalenderjahres 2013 das 18. Lebensjahr 

vollendet haben oder Pflegekinder) gelten im elekt-

ronischen Abrufverfahren grundsätzlich nicht 

weiter. Folglich sind diese für das Kalenderjahr 

2013 beim zuständigen Finanzamt neu zu beantra-

gen. Diese Anträge können und sollten jetzt schon 

gestellt werden, um steuerliche Nachteile zu ver-

meiden. Sie sind aber – spätestens bis zum 

30.11.2013 – auf amtlichen Vordrucken zu stel-

len. Arbeitgeber sollten ihre Arbeitnehmer darü-

ber persönlich oder über einen Aushang zwin-

gend informieren!  

 

 

 

 

http://www.elsteronline.de/eportal
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Die elektronische Bilanz (E-Bilanz) – eine 

Herausforderung   
 

Bilanzierende Unternehmen müssen für die Wirt-

schaftsjahre ab 2013 Bilanz sowie Gewinn- und Ver-

lustrechnung nach amtlich vorgeschriebener Gliede-

rung an die Finanzverwaltung elektronisch übermit-

teln.  

 

Dies gilt unabhängig von der Rechtsform und der 

Größenklasse des bilanzierenden Unternehmens. 

Auch die anlässlich einer Betriebsveräußerung, 

Betriebsaufgabe, Änderung der Gewinnermitt-

lungsart, eines Gesellschafterwechsels oder in 

Umwandlungsfällen aufzustellende Bilanz (E-

Bilanz) ist durch Datenfernübertragung an die 

Finanzverwaltung zu übermitteln.  

 

Das Bundesfinanzministerium hat das Anwendungs-

schreiben zur elektronischen Übermittlung von Bi-

lanzen sowie Gewinn- und Verlustrechnungen veröf-

fentlicht. Auch die anzuwendende Gliederung für Bi-

lanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung – die sog. 

Taxonomie – steht nun fest. Die neue Taxonomie 

steht unter www.esteuer.de zum Abruf bereit. Sie gilt 

für die Bilanzen der Wirtschaftsjahre ab 2012 und so 

lange, bis eine aktualisierte Taxonomie veröffent-

licht wird. Voraussichtlich ab November 2012 wird 

die Übermittlungsmöglichkeit mit dieser neuen Ta-

xonomie gegeben sein.  

 

Die noch verbleibende Übergangszeit müssen Un-

ternehmen nun nutzen, um nach einer gründli-

chen Analyse die notwendigen Umstellungen in 

Rechnungswesen und Datenverarbeitung in Zu-

sammenarbeit mit den externen Stellen (Soft-

warelieferant) und mit uns vorzunehmen!  

 

 
Geringwertige Wirtschaftsgüter 
 

Selbstständig nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens, deren Anschaffungs- und 

Herstellungskosten 410 € nicht übersteigen, können 

seit dem 1.1.2010 im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung sofort abgeschrieben werden. Wird die 

Sofortabschreibung in Anspruch genommen, sind 

GWG, die den Betrag von 150 € übersteigen, in ei-

nem laufenden Verzeichnis zu erfassen, es sei denn, 

diese Angaben sind aus der Buchführung ersichtlich. 

Entscheidet sich der Unternehmer für die Sofortab-

schreibung der GWG unter 410 €, gelten für Wirt-

schaftsgüter über 410 € die allgemeinen Abschrei-

bungsregelungen. 

 

Sammelposten: Nach wie vor besteht die Möglich-

keit, GWG über 150 € und unter 1.000 € in einen 

jahresbezogenen Sammelposten einzustellen und 

über 5 Jahre abzuschreiben. Sie brauchen dann nicht 

in ein laufendes Verzeichnis aufgenommen werden. 

Der Unternehmer kann auch Wirtschaftsgüter unter 

150 € in den Sammelposten aufnehmen. 

 

Anmerkung: Es gilt zu beachten, dass das Wahl-

recht für die Sofortabschreibung oder den Sammel-

posten für alle in einem Wirtschaftsjahr angeschaff-

ten Wirtschaftsgüter von 150 € bis 1.000 € nur ein-

heitlich ausgeübt werden kann. 

 

 

Sonderabschreibung für kleine und  

mittlere Unternehmen 
 

Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von der 

Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden be-

wegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen an-

geschafft, können – unter weiteren Voraussetzungen 

– im Jahr der Anschaffung oder Herstellung sowie in 

den folgenden vier Wirtschaftsjahren zur normalen 

Abschreibung zusätzlich Sonderabschreibungen in 

Höhe von insgesamt bis zu 20 % in Anspruch ge-

nommen werden. Der Unternehmer kann entschei-

den, in welchem Jahr er wie viel Prozent der Sonder-

abschreibung beanspruchen will und damit die Höhe 

des Gewinns steuern. 

 

Die für die Inanspruchnahme der Vergünstigung re-

levanten Betriebsvermögensgrenzen beträgt bei Bi-

lanzierenden 235.000 € bzw. 125.000 € bei Betrie-

ben der Land- und Forstwirtschaft; die Gewinngren-

zen bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 100.000 €.  

 
 

Investitionsabzugsbetrag in Anspruch 

nehmen - wenn sinnvoll 
 

Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 

die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter wei-

teren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen 

Nutzung zu mindestens 90 % und Einhaltung be-

stimmter Betriebsgrößenmerkmalen bzw. Gewinn-

grenzen (wie bei der Sonderabschreibung) –, bis zu 

40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten steuerlich gewinnmindernd abziehen. 

Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme 

und den drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht 

übersteigen.  

 

Beispiel: Ein Unternehmer will für seinen Betrieb im 

Jahr 2013 eine Maschine im Wert von netto 50.000 € 

anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2012 einen 

Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 40 % (= 

20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 

nehmen, der sich in diesem Jahr auch gewinnmin-

dernd auswirkt. 

 

Der Unternehmer kann dann die Bemessungsgrund-

lage für die weiteren Abschreibungen und Sonderab-

schreibungen auf 30.000 € vermindern, um die er-
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forderliche steuerliche Hinzurechnung auszuglei-

chen. Schafft er im Januar des Jahres 2013 die Ma-

schine an, kann er zusätzlich eine Sonderabschrei-

bung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) gewinnmindernd 

ansetzen. 

Unterbleibt die geplante Investition oder ist die be-

absichtigte Anschaffung/Herstellung und die später 

tatsächlich durchgeführte Investition nicht gleichar-

tig, ist die Berücksichtigung des Investitionsabzugs-

betrages in dem Wirtschaftsjahr rückgängig zu ma-

chen, in dem der Abzug erfolgt ist. Dafür werden be-

standskräftige Bescheide korrigiert und es entstehen 

Zinsaufwendungen.  

Anmerkung: Das Niedersächsische Finanzgericht 

hat mit Urteil vom 5.5.2011 entschieden, dass die 

Aufgabe der Investitionsabsicht nach Erlass des 

Steuerbescheides, in dem ein Investitionsabzugsbe-

trag berücksichtigt wurde, ein rückwirkendes Ereig-

nis im Sinne der Abgabenordnung darstellt.  

 

Dies hätte zur Folge, dass eine Vollverzinsung – 

entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung – 

faktisch entfallen würde. Diese Problematik muss 

mittelfristig noch höchstrichterlich geklärt wer-

den. Bis dahin sollten Zinsfestsetzungen bei geän-

derten Steuerbescheiden wegen ausgebliebener 

Investition angefochten werden. 

 

Nach aktuellen Informationen soll durch das Jahres-

steuergesetz 2013 die Verzinsungsregelung beim In-

vestitionsabzugsbetrag klarer definiert werden. 

 

Investitionsabzugsbetrag auch für  

einen betrieblichen Pkw 
 

Die Gewährung eines Investitionsabzugsbetrages 

setzt u. a. voraus, dass der Steuerpflichtige beabsich-

tigt, das begünstigte Wirtschaftsgut in einer inländi-

schen Betriebsstätte des Betriebs ausschließlich oder 

fast ausschließlich betrieblich zu nutzen (= betriebli-

che Nutzung zu mindestens 90 % im Jahr des Erwer-

bes und im Folgejahr). Des Weiteren muss der Steu-

erpflichtige das Wirtschaftsgut in den beim Finanz-

amt einzureichenden Unterlagen seiner Funktion 

nach benennen und die Höhe der voraussichtlichen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten angeben. 

Unter diesen Voraussetzungen kann der Investitions-

abzugsbetrag auch für einen betrieblichen Pkw in 

Anspruch genommen werden. Der Nachweis der 

über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein 

Fahrtenbuch zu führen. 

 

Anmerkung: Wird das Fahrzeug ausschließlich sei-

nen Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu 

zählen auch angestellte GmbH-Geschäftsführer –, 

wird die ausschließliche betriebliche Nutzung vom 

Finanzamt ohne weitere Prüfung anerkannt. Im 

Rahmen des Arbeitsverhältnisses wird jedoch ggf. 

vom Arbeitnehmer ein Sachbezug zu versteuern sein. 

 

 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
 

Steuerpflichtige bedanken sich i. d. R. für die gute 

Zusammenarbeit am Jahresende bei ihren Geschäfts-

partnern mit kleinen Geschenken. Solche „Sachzu-

wendungen“ an Personen, die nicht Arbeitnehmer 

des Unternehmers sind – also z. B.  Kunden, Ge-

schäftsfreunde usw. – dürfen als Betriebsausgaben 

abgezogen werden, wenn die Kosten der Gegenstän-

de pro Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer 

(falls der Schenkende zum Vorsteuerabzug berech-

tigt ist) nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder 

werden an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr meh-

rere Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € 

übersteigen, entfällt die steuerliche Abzugsmöglich-

keit in vollem Umfang.  

Eine Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht 

der Fiskus davon aus, dass es sich um Streuwerbear-

tikel handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeich-

nungspflicht der Empfänger. 

Der Zuwendende darf aber Aufwendungen von bis 

zu 10.000 € im Jahr pro Empfänger mit einem Pau-

schalsteuersatz von 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und 

Kirchensteuer) versteuern. Der Aufwand stellt je-

doch keine Betriebsausgabe dar! Er hat den Emp-

fänger von der Steuerübernahme zu unterrichten. 

Davon sind dann auch Geschenke bis zu 35 € betrof-

fen. 

 

 

Geschenke an Arbeitnehmer 
Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer neben den 

üblichen Zuwendungen auch ein Geschenk z. B. zum 

Jahresende überreichen, so kann er eine besondere 

Pauschalbesteuerung nutzen. Geschenke an Mitar-

beiter können danach bis zu einer Höhe von 10.000 

€ pro Jahr bzw. pro Arbeitnehmer vom Arbeitgeber 

mit 30 % (zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer) 

pauschal besteuert werden. Sie sind allerdings so-

zialversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber kann 

die Aufwendungen (für seine Arbeitnehmer) als 

Betriebsausgaben ansetzen. 

 

 

Weihnachtsfeier/Betriebsveranstaltung 
 

Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern bei Be-

triebsveranstaltungen – also z. B. für eine Weih-

nachtsfeier – bis 110 € (kein Bargeld!) einschließlich 

Umsatzsteuer je Veranstaltung und Arbeitnehmer 

steuerfrei zuwenden.  

 

Bei Überschreiten der Freigrenze ist der gesamte Be-

trag dem Lohn hinzuzurechnen und wird somit lohn-

steuer- und sozialversicherungspflichtig. Die Zu-

wendungen können jedoch durch den Arbeitgeber 

mit 25 % pauschal versteuert werden; dann bleiben 

sie sozialversicherungsfrei.  
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Jahressteuerbescheinigung für Kapitalerträ-

ge weiter beantragen 
 

Durch die „Abgeltungsteuer“ ist die Einkommen-

steuer auf Kapitalerträge grundsätzlich abgegolten 

und die Steuerpflichtigen könnten ggf. auf die An-

lage KAP (Einkünfte aus Kapitalvermögen) bei ihrer 

Steuererklärung seit 2009 verzichten. Die Banken 

versenden daher Bescheinigungen über die Zinser-

träge aus dem vergangenen Jahr oft nur auf Verlan-

gen. 

 

Für Kapitalanleger ist es in vielen Fällen dennoch 

sinnvoll, bei ihrer Bank eine Jahressteuerbescheini-

gung zu verlangen und diese ihrer Steuererklärung – 

mit der Anlage KAP – beizufügen. Solche Fälle 

können z. B. sein: 

 Ein Freistellungsauftrag wurde nicht oder in zu 

geringer Höhe erteilt bzw. ausgeschöpft. Bis zur 

Höhe des Sparer-Pauschbetrages (bei Einzelper-

sonen 801 € und bei Verheirateten 1.602 €) kann 

der Bank ein sogenannter Freistellungsauftrag er-

teilt werden. Zinseinnahmen bis zur Höhe des 

Sparer-Pauschbetrages sind steuerfrei.  

 Der persönliche Steuersatz liegt unter dem Ab-

geltungssteuersatz von 25 % und auf der Anlage 

KAP wird die sogenannte Günstigerprüfung be-

antragt. 

 Steuerpflichtige können die Einbeziehung der 

Kapitalerträge in die Bemessungsgrundlage für 

den Spendenabzug beantragen.  

 Die Ausnutzung von Verlustverrechnungen aus 

privaten Veräußerungsgeschäften soll bean-

sprucht werden. 

 Bei der Berechnung der Abgeltungsteuer durch 

die Bank wurde eine Ersatzbemessungsgrundlage 

angewandt. 

 

In diesen Fällen ist die Abgabe der Anlage KAP für 

den Steuerzahler freiwillig. Er kann und sollte sich 

die zu viel einbehaltene Steuer zurückholen. 

 

Daneben sind Fälle denkbar, in denen die Finanzäm-

ter die Jahressteuerbescheinigungen im Rahmen der 

Bearbeitung der Steuererklärungen anfordern.  
 

Des Weiteren muss die Anlage KAP u. a. auch bei 

Auslandskonten und -depots oder Zinsen aus Privat-

darlehen, verdeckten Gewinnausschüttungen, Steue-

rerstattungszinsen, Veräußerungsgewinnen aus 

GmbH-Anteilen und Lebensversicherungen ausge-

füllt werden.  

 

Anmerkung: Es empfiehlt sich demnach die Jahres-

steuerbescheinigungen immer beim Geldinstitut an-

zufordern. 
 

 

Termin Abgeltungsteuer: Bis 15.12.2012 ggf. 

Verlustbescheinigung bei der Bank 

beantragen 
 

Werden mit Aktien, die nach dem 31.12.2008 ange-

schafft wurden, Verluste erzielt, werden diese von 

den Banken automatisch beachtet und vorgetragen. 

Ein Verlustausgleich zwischen den Konten und De-

pots von Ehegatten bzw. unterschiedlicher Banken 

erfolgt nicht. Eine solche Verrechnung kann nur im 

Wege der Veranlagung erfolgen.  

 

Dazu muss der Anleger eine Verlustbescheini-

gung bei der Bank beantragen. Die Verlustbe-

scheinigung für das laufende Jahr ist bis spätes-

tens 15.12.2012 zu verlangen.  

 

Nach Ausstellung einer Verlustbescheinigung wird 

der darin ausgewiesene Verlust nicht wieder in den 

Verlusttopf eingestellt, um eine doppelte Berück-

sichtigung zu vermeiden. Er muss in der Einkom-

mensteuer-Veranlagung geltend gemacht werden. 

 

Anmerkung: Ob eine Verlustbescheinigung bean-

tragt werden soll, hängt von vielen Faktoren ab und 

sollte vorher mit uns besprochen werden! Die Bean-

tragung einer Verlustbescheinigung kann sich u. a. 

empfehlen, wenn im laufenden Jahr Kapitalerträge 

bei Banken erzielt werden, die mit Kapitalertrag-

steuer belastet sind und mit Verlusten bei anderen 

Banken verrechnet werden können.  

 

 

Dauerhafte Aufbewahrung von Unterlagen 

zu den Einkünften aus Kapitalvermögen 
 

Bis 31.12.2008 wurden Zinsen, Dividenden und pri-

vate Veräußerungsgewinne unterschiedlich besteuert. 

So blieben z. B. private Veräußerungsgewinne aus 

Aktien und Investmentfonds – außerhalb der einjäh-

rigen Haltefrist – steuerfrei.  

 

Zur Sicherung und zum Beweis der Höhe der An-

schaffungskosten zum Kaufzeitpunkt sollten alle 

Kaufbelege von Wertpapieren sowie die Depotaus-

züge aufbewahrt werden. So kann auch in (ferner) 

Zukunft nachgewiesen werden, zu welchem Kauf-

preis welches Wertpapier zu welchem Zeitpunkt er-

worben wurde.  

 

Dies ist insbesondere dann wichtig, wenn Wert-

papiere vor dem 1.1.2009 gekauft wurden, deren 

Veräußerungsgewinne steuerfrei bleiben. Aber 

auch beim Wechsel der depotführenden Bank kön-

nen diese Unterlagen erhebliche steuerliche Bedeu-

tung haben. 

 

 



 23 

Wegfall der getrennten Veranlagung und 

der besonderen Veranlagung bei Ehegatten 

ab 2013 
 

Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 wurden 

die Veranlagungsarten für Eheleute von 7 auf nur 

noch 4 mögliche Veranlagungs- und Tarifvarianten 

reduziert. Ab dem Veranlagungszeitraum (VZ) 2013 

fallen die getrennte Veranlagung mit Grundtarif und 

die besondere Veranlagung mit Grundtarif oder 

Witwensplitting weg. Demnach verbleiben nur noch 

Einzelveranlagung mit Grundtarif, „Sondersplitting” 

im Trennungsjahr, Verwitwetensplitting und Zu-

sammenveranlagung mit Ehegattensplitting. 

 

Ehegatten haben ab dem VZ 2013 ein Veranla-

gungswahlrecht zwischen der Einzelveranlagung und 

der Zusammenveranlagung. Die Einzelveranlagung 

ermöglicht nicht mehr die steueroptimierende 

freie Zuordnung verschiedener Kosten. Sonder-

ausgaben, außergewöhnliche Belastungen und die 

Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haus-

haltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, haushalts-

nahe Dienstleistungen und Handwerkerleistungen 

werden demjenigen zugerechnet, der sie wirt-

schaftlich getragen hat.  

 

Aus Vereinfachungsgründen lässt die Neufassung bei 

übereinstimmendem Antrag der Ehegatten eine hälf-

tige Zuordnung der Aufwendungen zu; in begründe-

ten Einzelfällen reicht jedoch auch der Antrag des 

Ehegatten, der die Aufwendungen getragen hat, aus.  

 

Die zumutbare Belastung wird bei einzeln veranlag-

ten Ehegatten nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte 

des einzelnen Ehegatten bestimmt und nicht wie bei 

der getrennten Veranlagung nach dem Gesamtbetrag 

der Einkünfte beider Ehegatten.  

 

Während Ehegatten bisher ihre bei Abgabe der Steu-

ererklärung getroffene Wahl der Veranlagungsart bis 

zur Bestandskraft des betreffenden Steuerbescheids 

und auch im Rahmen von Änderungsveranlagungen 

beliebig oft ändern konnten, wird künftig die Wahl 

der Veranlagungsart für den betreffenden VZ durch 

Angabe in der Steuererklärung bindend und kann für 

einen VZ nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des 

Steuerbescheids nur noch dann geändert werden, 

wenn (kumulativ)  

 

 ein die Ehegatten betreffender Steuerbescheid 

aufgehoben, geändert oder berichtigt wird, 

 die Änderung der Wahl der Veranlagung beim 

Finanzamt bis zum Eintritt der Bestandskraft des 

Änderungs- oder Berichtigungsbescheids mitge-

teilt wird und  

 die Einkommensteuer der Ehegatten nach Ände-

rung der Veranlagungsart niedriger ist, als sie 

ohne letztere wäre. 

 

 

 Aufbewahrungsfristen 

 
 Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss 

des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung 

in das Buch gemacht, das Inventar, die Eröff-

nungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lage-

bericht aufgestellt, der Handels- oder Geschäfts-

brief empfangen oder abgesandt worden oder der 

Buchungsbeleg entstanden ist.  

 

 Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte 

Unterlagen nach dem 31.12.2012 vernichtet wer-

den:  

 

 Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventa-

re, Bilanzen, Rechnungen und Buchungsbelege 

(Offene-Posten-Buchführung) – d. h. Bücher mit 

Eintragung vor dem 1.1.2003, Bilanzen und In-

ventare, die vor dem 1.1.2003 aufgestellt sind, 

sowie Belege mit Buchfunktion. 

 

 Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Han-

dels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von ab-

gesandten Handels- und Geschäftsbriefen, sonsti-

ge Unterlagen – d. h. Unterlagen und Lohnkon-

ten, die vor dem 1.1.2007 entstanden sind. 

 

* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht end-

gültig und soweit Rechtsbehelfs- oder Klageverfah-

ren anhängig sind. 

 

 

 

Bitte alle Steuerbescheide zur Prüfung 

einreichen 
Es mehren sich Fälle, in denen Mandanten uns Steu-

erbescheide nicht rechtzeitig zur Prüfung überlassen, 

z. B. weil das Ergebnis mit der bei der Zusendung 

der Steuererklärung gemachten Prognose überein-

stimmt. 

 

Leider wird dann meistens zu einem späteren Zeit-

punkt, z. B. bei der Bearbeitung der nächsten Steuer-

erklärung, festgestellt, dass zwar das Ergebnis zutref-

fend ist, aber nicht alle hier angebrachten Vorbehal-

te, die nach der Abgabenordnung aufzunehmen wä-

ren, im Bescheid enthalten sind.  

 

Des Weiteren können durch geänderte Auffassung zu 

den steuerlichen Themen, z. B. durch geänderte 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, Rechtsbe-

helfsmöglichkeiten ausgeschöpft werden. 

 

Wir bitten Sie deshalb, – immer – alle Bescheide 

sofort nach Eingang zur Prüfung an uns weiter-

zuleiten! 

 


